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Verwaltung 21 prägt
Behördentätigkeit
Der Staatskanzleichef informierte über das
Konzept und den zeitlichen Rahmen des
Projekts. Ziel ist es, die Spit-
zenstellung auszubauen. Seite 2

Erwin Huber:

Oberer Markt gewinnt
durch Altortsanierung
Dank der Städtebauförderung zeigt sich Roß-
tal jetzt in neuem Gewand. Der Bürgermeister
gab den Verkehr in der
Schulstraße wieder frei. Seite 6

Maximilian Gaul:

Verleihung des Baupreises
„Goldener Ammonit“
Lichtenfels’ Landrat überreichte zusammen
mit Sparkassendirektor Roland Vogel die
Auszeichnungen an zehn
engagierte Bauherren. Seite 5

Reinhard Leutner:

Paßt ein städtischer Emp-
fang noch in die Land-
schaft, wenn alles kürzt
und streicht und spart?
Der Bürgermeister meint:
Ja! Schließlich steht in ei-
nem Kalenderblatt ge-
schrieben: „Viele Missver-
ständnisse entstehen da-
durch, dass ein Dank nicht
ausgesprochen, sondern nur
empfunden wird.“   Seite 11

Der Landtag entscheidet über das Sparprogramm:

Faltlhauser legt den 
Nachtragshaushalt 2004 vor

CSU: Notwendiger guter Weg in die Zukunft 
Opposition befürchtet mehr Schaden als Nutzen

Mit der Einbringung des Nachtragsetats 2004 im
Bayerischen Landtag durch Finanzminister Prof.
Kurt Faltlhauser hat der Endspurt um das Sparpro-
gramm der Staatsregierung begonnen. Es sieht Aus-
gabenkürzungen von 2,441 Milliarden Euro vor, um
das voraus berechnete Defizit infolge schwacher
Konjunktur und sinkender Steuereinnahmen auszu-
gleichen. Dafür muss jedoch auch die auf 229,4 Mil-
lionen Euro vorgesehene Neuverschuldung um 121
Millionen Euro erhöht werden. Zusätzlich muss der
Freistaat einen vorzeitig zu tilgenden Sonderkredit
von 400 Millionen Euro aufnehmen um die vorgezo-
gene Steuerreform zu bezahlen. Die CSU-Fraktion
spricht von einem notwendigen und guten Weg in
die Zukunft, die Opposition von einem überhastet
gezimmerten Konzept, das mehr Schaden anrichten
als Nutzen bringen werde.

Die Fraktionsklausuren der
CSU in Wildbad Kreuth, der
SPD in Kloster Irsee und der

Grünen in Bayreuth waren vom
Sparkonzept beherrscht. Insbe-
sondere die Regierungsfraktion
tagte unter dem Eindruck der seit
der Regierungserklärung von
Ministerpräsident Dr. Edmund

Stoiber eskalierten Proteste aus
allen Schichten der Gesellschaft
und ihrer Organisationen, von
Professoren und Lehrern, EItern,

Bayerischer Gemeindetag:

Für eine Steuerreform mit
Gemeindefinanzreform

Brandl: Nicht nur die Bürger, auch die 
Gemeinden entlasten / Einkommensteuerausfälle

für die Gemeinden nicht zu verkraften 
Eine umfassende Steuerreform, wie sie derzeit von sämtli-
chen Parteien diskutiert wird, liegt auch im Interesse der Ge-
meinden und Städte. Dies machte der Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetags, Erster Bürgermeister Dr. Uwe Brandl,
in München deutlich: „Eine Vereinfachung unseres kaum
mehr zu durchschauenden Steuerrechts ist sinnvoll und not-
wendig. Der Steuerdschungel, der auf allen Ebenen in
großem Umfang Verwaltungskraft bindet und dem Miss-
brauch Tür und Tor öffnet, muss endlich gelichtet werden.
Dies schafft Gerechtigkeit und Transparenz.“

Steuersenkungen ohne Streichung von Subventionen sind je-
doch nicht finanzierbar, erklärte Brandl: „Immer bessere Leis-
tungen der Kommunen bei immer geringeren Steuereinnahmen -
diese Rechnung geht nicht auf. Bürgerinnen und Bürger wissen,
dass ihnen ein paar Euro mehr in der Tasche nichts nützen, wenn
gleichzeitig wegen der kommunalen Finanznot Schulen verrot-
ten, Schwimmbäder schließen und Grünanlagen mangels Pflege
verwahrlosen. 

Brandl monierte, dass in der Diskussion um eine Steuerre-
form der aus kommunaler Sicht wichtigste Baustein - die Ge-
meindefinanzreform - konsequent ausgeblendet wird: „Diese
Aufgabe liegt weiterhin unerledigt vor uns. Deswegen muss je-
de Steuerreform auch die Gewerbesteuer gleichberechtigt mit
einbeziehen.“ 

Eine klare Absage erteilte Brandl Überlegungen der Bayeri-
schen Staatsregierung, die Gewerbesteuer samt Hebesatzrecht
der Kommunen abzuschaffen. „Dies rührt an den Grundfesten
der kommunalen Selbstverwaltung und würde die Gemeinden
zu Kostgängern des Staates machen.“

Die Gemeinden und Städte sind - wie bereits im vergangen
Jahr - gesprächsbereit, was eine Steuerreform zum Nutzen der
Bürgerinnen und Bürger angehe. „Aber es kann nicht sein, dass
sich die Parteien einigen zu Lasten der Kommunen. Wir wollen
als die Ebene, die den Bürgern am nächsten und unmittelbar ver-
antwortlich ist, gleichberechtigt an der Diskussion teilnehmen“,
forderte Brandl. ?

Schülern und Studenten, Verwal-
tungsbeamten und Polizisten,
Sozialverbänden und Gewerk-
schaften. Auch aus den Kommu-
nen wurden Bedenken laut. Ein-
zig der Bund der Steuerzahler
befand, nur wenn es gelinge, die
auf den Weg gebrachten Maß-
nahmen durchzusetzen, habe
Bayern eine gute Zukunft. 

Sparquote nicht ganz erfüllt

Die CSU hat das Konzept
nach vielstündiger Diskussion
einstimmig gebilligt, aber das 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Mehrkosten werden vermieden: 

Preisgekrönter 
Barrierefreier Wohnungsbau

Erfolgreicher Landeswettbewerb 2003 
von Innenminister Dr. Beckstein gewürdigt/Ausstellung und Fachtagung 

Dillingen (jdt). Auf Wanderschaft durch Bayern sind die
herausragenden Ergebnisse des Landeswettbewerbs für
den Wohnungsbau 2003 „Barrierefreier Wohnungsbau
mit hoher Qualität“. Durchgeführt wurde der Wettbe-
werb von der Obersten Baubehörde im Bayerischen
Staatsministerium des Innern, in Zusammenarbeit mit
der Bayerischen Architektenkammer und dem Verband
bayerischer Wohnungsunternehmen (VdW Bayern).
Eingereicht wurden 59 Beiträge. Insgesamt standen
30.000 Euro als Preissumme zur Verfügung. 

Die Jury entschied sich für
fünf gleichwertige Preise und
sechs Anerkennungen. 14 Ar-
beiten fanden zusätzliche Auf-
merksamkeit. Davon kamen

zwei in die „Engere Wahl“.
Zwölf Beiträge wurden zur Ver-
öffentlichung vorgeschlagen. In
Schwaben wurde die mit auf-
schlussreichem Informations-

material und Schautafeln ausge-
stattete Wanderschau über bei-
spielhaften barrierefreien Woh-
nungsbau zuerst in Dillingen ab
20.Januar präsentiert. 

Fachtagung in Dillingen

Die Regierung von Schwaben
lud in diesem Zusammenhang
zu einer Fachtagung „Barriere-
freies Bauen“ ein. Die Tagung
und Ausstellungseröffnung fand
in der Stadtgalerie in der Lud-
wigskaserne statt, die zu den

Starkes Interesse fand die Eröffnung der Ausstellung „Barrierefreies Bauen“ in der Stadtgale-
rie Dillingen (von rechts): Baurat Albert Dischinger (Oberste Baubehörde), Engelbert Steinle,
Baudirektor Wilhelm Hofmann (Regierung von Schwaben), Detlef Manz (Geschäftsführer der
Baugenossenschaft Neu-Ulm), Gebhard Andreas (Geschäftsführer Sozial-Wirtschafts-Werk,
Landkreis Oberallgäu), Architekt Gotthard Reimann (Leiter der technischen Abteilung beim
SWW des Landkreises Oberallgäu), Dieter Heiler, Regierungsbaumeister in Kempten, Bürger-
meister Anton Stehle. Bild: -jdt-

prämierten Objekten gehört.
Tags darauf wurde die Ausstel-
lung in das Dillinger Rathaus
verlegt. Vorgestellt wurde bei
der Fachtagung auch die von
der Obersten Baubehörde her-
ausgegebene Dokumentation
über den Landeswettbewerb
„Wohnen in Bayern - Barriere-
freier Wohnungsbau mit hoher
Qualität“. 

In seinem Grußwort zu den
Dokumentation betont Staats -
minister Dr. Günther Beckstein,
die tiefgreifenden demographi-
schen Veränderungen in unserer
Gesellschaft verlangten neue
sozial- und wohnungspolitische
Ansätze:“Menschen mit Behin-
derungen in ein gemeinsames
Wohn- und Lebensumfeld zu
integrieren, wird immer wichti-
ger. Der stetig steigenden Le-
benserwartung ist rechtzeitig
Rechnung zu tragen“. Diese
Fakten hätten, so Beckstein, in 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Führende Politiker ma-
chen sich gegen eine Ab-
schaffung des Zivildiensts
stark. Landtagspräsident
Alois Glück warnte  vor ei-
nem sozialen Kahlschlag:
„Für die absehbare Zeit kön-
nen die Zivildienstleisten-
den nicht ersetzt werden“.
Ein obligatorisches Sozial-
jahr als Alternative zu Wehr-
pflicht und Zivildienst hätte
nach seiner Ansicht durch-
aus Vorteile. Aus rechtlichen
Gründen sei eine solche Lö-
sung aber nicht möglich. 

Sozialministerin Christa
Stewens warnte vor „fatalen
Folgen“ für Behinderte und
Kranke. „Sollten keine Zi-
vildienstleistenden mehr zur
Verfügung stehen, würden
die Hilfsbedürftigen einen
Partner verlieren, der mehr
Menschlichkeit in ihren All-
tag bringt“, sagte Stewens
der „Financial Times.        ?

Zivildienst ist 
unersetzbar

Finanzminister Kurt Faltlhauser, Ministerpräsident Edmund
Stoiber, CSU-Fraktionschef Joachim Herrmann und der Vor-
sitzende des Haushaltsausschusses, Manfred Ach, bei der Vor-
stellung der Sparbeschlüsse in Wildbad Kreuth. ?
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Wir gratulieren

Straßburger Europa-Parlament gegen
Liberalisierung des Wassermarktes

Entschließung aber nur ein Zwischenerfolg / Deutsche Kommunen einhellig gegen Brüsseler Pläne

In Straßburg ist Mitte Januar eine wichtige Ent-
schließung über die Wasserver- und -entsorgung in den
EU-Staaten gefasst worden. In der heftigen Auseinander-
setzung zwischen den politischen Lagern über die Libe-
ralisierung der Dienstleistungen der sogenannten öffent-
lichen Daseinsvorsorge, bei der es zum Beispiel um die
Wasserversorgung, um Krankenhäuser, Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen geht, hat das Europäische Parlament
mit großer Mehrheit einen Kompromiss verabschiedet,
der den Fortbestand einer weitgehenden Zuständigkeit
von Kommunen und Mitgliedsstaaten vorsieht. 

Diese Entschließung hat der
Deutsche Städte- und Gemein-
debund (DStGB) ausdrücklich
begrüßt. Das Parlament habe
damit gezeigt, dass es die Leis-
tungen der Städte und Gemein-
den für ihre Bürger zu schätzen
wisse, stellte Gerd Landsberg,
Geschäftsführendes Präsidi-
umsmitglied des Verbandes,
fest. Allerdings ist mit dieser
Entschließung noch keine end-
gültige Entscheidung in der
„Wasserfrage“ gefallen.

Kommission 
für Privatisierung

Vor allem die EU-Kommis-
sion tritt dafür ein, nach der Te-

werb kaum mithalten könnten.

Regeln des Wettbewerbs

Die EU-Kommission hat ihre
Vorstellungen im Mai 2003 in
einem sogenannten Grünbuch
niedergelegt. Darin wird die
Wasserversorgung als Dienst-
leistung von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse einge-
stuft und damit den Regeln des
Wettbewerbs unterworfen.
Außerdem spielt die Liberali-
sierung der Dienstleistungen
der Daseinsvorsorge im EU-
Verfassungsentwurf eine Rolle.
Allerdings ist die Verabschie-
dung dieses Verfassungsent-
wurfs vor wenigen Wochen am

zu öffnen. Besonders französi-
sche Konzerne sind auf diesem
Gebiet sehr aktiv. In Deutsch-
land gibt es etwa 7000 Versor-
gungsbetriebe, davon allein
2000 in Bayern. Das Umsatzvo-
lumen auf dem europäischen
Wassermarkt wird auf rund 80
Mrd. Euro im Jahr geschätzt.

Kritiker der Brüsseler Absich-
ten weisen darauf hin, dass es
nur am Anfang bei der Lizenz-
vergabe zu Wettbewerb komme,
nicht aber danach bei der Jahr-
zehnte langen Versorgungstätig-
keit. Wie abschreckende Bei-
spiele in Südeuropa, vor allem
auf der iberischen Halbinsel,
zeigten, bildeten sich nach dem
Vergabezuschlag sehr schnell
monopolartige Strukturen mit
entsprechend negativen Beglei-
terscheinungen. Die Wasserrech-
te aber müssten wegen der not-
wendigen langfristigen Investiti-
onssicherheit mindestens auf 30
Jahre vergeben werden, stellt der
Augsburger Professor Peter
Michaelis fest. Die Liberalisie-
rung gewährleiste keinen echten
Wettbewerb, so Michaelis.

Heiliges Gut

In Deutschland lehnen Kom-
munalpolitiker, Städte, Gemein-
den und Zweckverbände einhel-
lig die Brüsseler Pläne ab. „Was-
ser ist ein heiliges Gut und keine
Handelsware,“ so Friedrich
Schell, Leiter der Tölzer Stadt-
werke. Ähnlich drückt es der
Mannheimer Oberbürgermeister
Gerhard Widder, zugleich Präsi-
dent des Verbandes Kommuna-
ler Unternehmen (VKU), aus:
„Wasser ist eine Lebensgrundla-
ge und kein Wirtschaftsgut.“ Die
Kommunen müssen seiner Mei-
nung nach bei allen Aufgaben
der Daseinsvorsorge das Ent-
scheidungsrecht behalten, die
Aufgaben mit eigenen Unterneh-
men zu bewältigen oder durch
Ausschreibung an Wettbewerber
zu vergeben. „Alle Tollereien in
Brüssel zur Liberalisierung
gehören in den Papierkorb,“
wettert Widder.

Nach Ansicht des DStGB sind
Entscheidungen vor Ort immer
bürgernäher als Festlegungen
auf höherer Ebene. Des halb be-
grüßt der Bund die Aufforderung
des Straßburger Parlaments, in
Anerkennung des Subsidiaritäts-
prinzips für die lokalen und re-
gionalen Körperschaften ein

Mittelstands-Union:

MU für schnelle Umsetzung
der Steuerreform

Eine schnelle Umsetzung der Steuerreform forderte der
Vorsitzende der Mittelstands-Union (MU), Hans Michel-
bach, MdB, anlässlich des Neujahrsempfangs seines Ver-
bands mit dem CSU-Landesgruppenchef Michael Glos,
MdB. „Wir brauchen eine große Steuerreform mit radi-
kaler Vereinfachung und Niedrigsteuersatzprinzip.“ 

Deshalb müsse es eine schnelle Einigung zwischen CDU
und CSU geben. Es reiche aber nicht aus nur das Steuersy-
stem zu ändern. Bürger und Betriebe müssten wieder mehr
Netto vom Brutto haben. Hier sei sich die Union auch einig.
Michelbach glaubt aber nicht, dass sich Rot-Grün hier auf die
Union zubewegen werde. „Ob wir zum 1.1.2005 eine Steuer-
reform bekommen oder nicht, liegt einzig und allein an Rot-
Grün. Wenn die Bundesregierung nicht mehr ihrer Regie-
rungsaufgabe zur Gesetzesinitiative für eine große Steuerre-
form nachkommen will, soll sie ihren Wählerauftrag zurück-
geben“, verlangte der Abgeordnete.

Der MU-Vorsitzende machte aber auch klar, dass darüber
hinaus weitere Reformen notwendig seien. „Deutschland
braucht eine neue Anreizkultur für Leistung und Eigenverant-
wortung“, so Michelbach. Die Wachstumsimpulse der Steuer-
reform kämen erst dann wirklich zur Geltung, wenn es auch ei-
ne Flexibilisierung des Arbeitsmarktes mit einer Lockerung der
Tarifverträge und eine wirkliche Entbürokratisierung gebe.
„Fünf Jahre Entbürokratisierungsankündigung der Bundesre-
gierung haben im Saldo 1.300 Verordnungen mehr gebracht.“

Michelbach bekräftigte die Forderung der MU, die Wo -
chenarbeitszeit auf 40 Stunden zu erhöhen. Deutschland habe
im Vergleich zu den anderen Industriestaaten die geringste Ar-
beitszeit. Dies sei einer der Gründe für die hohen Lohnzusatz-
kosten, die deutsche Produkte im Wettbewerb verteuern.
„Wenn nur eine Stunde mehr in der Woche gearbeitet würde,
würde es ein zusätzliches Wirtschaftswachstum von 0,6 Pro-
zent und ca. 60.000 neue Arbeitsplätze geben.“ ?

Recht auf Eigenproduktion der
Dienstleistungen von allgemei-
nem Interesse anzuerkennen.
Und er begrüßt auch, dass das
Parlament richtigerweise feststel-
le, dass private und öffentliche
Unternehmen grundsätzlich
gleich behandelt werden müssten. 

Recht der Kommunen

Daraus ergebe sich konse-
quenterweise ein Recht der
Kommunen, Leistungen der
Daseinsvorsorge ohne öffentli-
che Ausschreibungen selbst zu
erbringen. Dieses Recht, so
schränkt der Städte- und Ge-
meindebund aber ein, sei nur
dann anzuerkennen, wenn das
kommunale Unternehmen in-
nerhalb der Grenzen des Ge-
meindegebiets tätig sei.

Die Gegner der Liberalisie-
rung des Wassermarktes wollen
als nächste Hürde die Wahlen
zum Europaparlament aufbauen.
Die deutschen Kandidaten müs-
sten dann Farbe bekennen und
noch vor der Wahl sagen, wie sie
es mit dem Subsidiaritätsprinzip
und der kommunalen Selbstver-
waltung hielten. doh.

Die Fortbewegung mittels Drahtesel wird immer beliebter - auch
im Winter. Das führt zu der bis vor kurzem bei den Gerichten
umstrittenen Frage, ob Gemeinden im Rahmen des Winterdien-
stes verpflichtet sind, auch Fahrradwege zu räumen und zu streu-
en. Ja, sagt in letzter Instanz der Bundesgerichtshof (BGH) in ei-
nem Urteil (III ZR 8/03). Nicht nur Fußgänger, auch die Radfah-
rer müssen sich auf einen funktionierenden Räum- und Streu-
dienst auf Geh- und Radwegen verlassen dürfen. Kommunen
haben die Pflicht, vereiste Gehwege, Überführungen und ge-
fährliche Fahrbahnstellen zu streuen. Tun sie dies nicht und
kommt ein Fahrradfahrer zu Schaden, haftet die Gemeinde. mpa

Fahrradunfälle im Winter:

Gemeinden haften bei Schnee und Glätte

lekommunikation sowie der
Strom- und Gasversorgung auch
die Trinkwasserversorgung und
Abwasserentsorgung zu privati-
sieren. Sollte die Zuständigkeit
der Gemeinden, die im Grundge-
setz der Bundesrepublik und des
Freistaates Bayern festgeschrie-
ben und geregelt ist, tatsächlich
aufgehoben werden, wären die
Gemeinden gezwungen, ihre
Wasserversorgung EU-weit aus-
zuschreiben und demjenigen zu
übertragen, der das billigste An-
gebot macht. Fachleute gehen
davon aus, dass viele kleine, aber
qualitativ und sicherheitsmä-
ßig durchaus leistungsfähige
Versorgungsbetriebe bei einem
solchen Ausschreibungswettbe-

Widerstand von Spanien und
Polen gescheitert.

Zusatzleistungen 
im Umweltschutz

Die EU-Kommission argu-
mentiert vor allem damit, dass
zum Beispiel in Deutschland
der Wasserpreis zu hoch sei. Sie
übersieht nach Ansicht von
Fachleuten dabei aber, dass die
Wasserversorger zur Sicherung
der Wasserqualität erhebliche
Zusatzleistungen im Umwelt-
schutz erbringen. Beobachter
vermuten denn auch als Triebfe-
der hinter den EU-Bemühun-
gen, den Markt der Wasserver-
sorgung für Großunternehmen

Neues Baurecht in Bayern:

Weitere Aufgabenverlagerung
vom Freistaat auf die Kommunen

Gemeindetag: Keine echte Vereinfachung des Baurechts, 
sondern allenfalls eine Aufgabenverlagerung

„Die Bayerische Staatsregierung schießt bei der Novellierung
der Bayerischen Bauordnung weit über das Ziel hinaus“ sagte
Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayerischen Gemeindetags.
„Die beabsichtigten weitreichenden Änderungen in der Bau-
ordnung werden keine Vereinfachung des Baurechts, sondern
allenfalls eine Aufgabenverlagerung zu Lasten der Gemeinden
und Städte bewirken, für die sie aber keine zusätzlichen Fi-
nanzmittel erhalten.“ Brandl bat in einem Schreiben an die
Oberste Baubehörde die geplanten Änderungen in der Bau-
ordnung zu überdenken und auf allzu radikale Einschnitte in
das bewährte System zu verzichten. 

Die Bayerische Staatsregie-
rung plant, die bereits 1994 und
1998 geänderte Bayerische Bau-
ordnung erneut in wesentlichen
Zügen zu ändern. Die bereits
früher vereinfachten Baugeneh-
migungsverfahren sollen dem
Entwurf zufolge auf weitere An-
wendungsfälle ausgedehnt wer-
den. Die Baugenehmigungs-
behörden sollen künftig noch
weniger prüfen, die Verantwor-
tung für die Einhaltung der Bau-

vorschriften soll noch stärker
dem privaten Bauherrn überant-
wortet werden. 

Ortsbildverträglichkeit

Der Bayerische Gemeindetag
zweifelt, dass hierdurch die Ge-
nehmigungsbehörden tatsächlich
entlastet werden. Die Gemein-
den werden über eigene Satzun-
gen auf eine ortsbildverträgliche
Gestaltung der Bauvorhaben

achten. Die Satzungsbestimmun-
gen müssen dann wiederum von
den Genehmigungsbehörden be-
achtet und deren Vollzug im kon-
kreten Bauvorhaben sicherge-
stellt werden. Für den Bayeri-
schen Gemeindetag ist klar, was
die Staatsregierung will: Rege-
lungsbereiche, deren präventive
Überprüfung bislang staatliche
Aufgabe war, ohne Gegenlei-
stung in kommunale Verantwor-
tung zu legen. Brandl: „Damit
erweist sich die neue Bauord-
nung als Mogelpackung. Der
Staat verkündet medienwirksam
eine Vereinfachung des Bau-
rechts, in Wirklichkeit zieht er
sich Stück für Stück aus seiner
Pflicht zur Baugenehmigung
und Bauaufsicht zurück und
überlässt die Verantwortung den
Gemeinden und Städten. Das ist
mit uns nicht zu machen.“       ?

Bayerns Staatskanzleichef Erwin Huber:

Verwaltung 21 prägt
Behördentätigkeit 

Informationen über das Konzept und den zeitlichen
Rahmen des Projekts „Verwaltung 21“ 

„Die Bayerische Verwaltung hat in Deutschland einen erst-
klassigen Ruf“, erklärte Verwaltungsreformminister Erwin
Huber vor der Presse in München. „Diese Spitzenstellung wol-
len wir nicht nur bewahren, sondern weiter ausbauen. Denn
auch staatliche Strukturen und Verwaltungen stehen im welt-
weiten Wettbewerb. Sie müssen sich den ständig neuen Haus-
forderungen und Rahmenbedingungen anpassen.“

Mit dem Reformprojekt „Ver-
waltung 21“ will die Bayerische
Staatsregierung die Vorausset-
zung dafür schaffen, dass die
Verwaltung in Bayern noch effi-
zienter, schneller und bürger-
freundlicher wird. 

Perspektivkonferenzen

Deshalb präsentierte er die
Grundkonzeption des Projekts
„Verwaltung 21“, den zeitlichen
Rahmen, die in den nächsten
Wochen in ganz Bayern stattfin-
denden Perspektivkonferenzen

und die Maßnahmen zur aktuel-
len Information von Mitarbeitern
und Öffentlichkeit auf einer
Pressekonferenz in München

Die wesentlichen Schwer-
punkte des Projekts sind für Mi-
nister Huber der Abbau staatli-
cher Aufgaben, die Modernisie-
rung der Verwaltungsstrukturen,
eine Deregulierung und Verein-
fachung von Vorschriften sowie
der Einsatz von PC, Internet und
e-mail für eine „Verwaltung on-
line“. 

Huber geht davon aus, dass
das Projekt „Verwaltung 21“ die

bayerische Verwaltung in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten
prägen wird. „Gerade weil die
Entscheidungen sehr langfristig
wirken, wird die Staatsregierung
die nächsten Wochen und Mona-
te für eine intensive Diskussion
mit Behördenleitern, Mitarbei-
tern und Verwaltungsfachleuten
nutzen. Der Sachverstand der
Beteiligten vor Ort ist für das
Gelingen der Reform unver-
zichtbar. Deswegen werden wir
die Entscheidungen gründlich
und im Dialog mit den Betroffe-
nen vorbereiten“, betonte der
Minister. Vorgestellt wurde bei
der Pressekonferenz auch der
neue Internetauftritt „Verwal-
tung 21“, bei dem sich interes-
sierte Bürger über alle aktuellen
Entwicklungen der Verwaltungs-
reform informieren können.    ?

Verwaltungsreform
beim Nachbarn

Im Rahmen einer umfassenden
Verwaltungsreform in Baden-
Württemberg wurde von Anfang
an auch eine Auflösung der Lan-
deswohlfahrtsverbände Baden
und Württemberg-Hohenzollern
sowie die Übertragung deren
Aufgaben auf die Landkreise und
kreisfreien Städte erwogen. Nach
Auffassung der baden-württem-
bergischen Landesregierung sol-
len die Landeswohlfahrtsverbän-
de aufgelöst und ein Großteil ih-
rer Aufgaben, insbesondere die
Eingliederungshilfe für behinder-
te Menschen, auf die Stadt- und
Landkreise übertragen werden. 

Daneben soll es künftig einen
neuen überörtlichen Verband un-
ter kommunaler Trägerschaft ge-
ben. Hierzu hat der baden-würt-
tembergische Sozialminister Dr.
Repnik u.a. folgendes ausge-
führt: „Es gibt Aufgaben, für die
bundesrechtlich ein überörtlicher
Träger vorgeschrieben ist. Darü-
ber hinaus gibt es übergreifende
planerische und beratende Auf-
gaben, bei denen es zweckmäßig
und sinnvoll ist, dass sie nicht
von jedem Stadt- und Landkreis
ausgeführt werden. Deshalb
muss es auch weiterhin eine
überregionale Aufgabenbünde-
lung geben.“ Der Gesetzentwurf
zur Verwaltungsreform soll nach
den jetzigen Planungen im Ver-
lauf dieses Jahres im Baden-
Württembergischen Landtag be-
raten werden. Die Organisations-
reform soll mit Beginn des Jahres
2005 umgesetzt werden. ?
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die geltenden bundesrecht-
lichen Vorschriften sehen die
Regionalplanung zwingend
vor (vgl. § 9 Raumordnungs-
gesetzt). Als Alternative zu der
bisher kommunal betriebenen
Regionalplanung sehe ich le-
diglich die Möglichkeit, diese
von staatlichen Stellen durch-
führen zu lassen. Dies jedoch
würde zu einer erheblichen -
und mit Sicherheit nicht ge-
wollten - Einschränkung der Mitgestaltungs-

möglichkeiten der Kommunen und mittelbar zu
einer Einschränkung der kommunalen Pla-
nungshoheit führen.

Durch die Vertretung sämtlicher Städte,
Märkte, Gemeinden und Landkreise in den Pla-
nungsverbänden ist derzeit deren unmittelbare
und vollständige Einbindung in den Planungs-
und Entscheidungsprozess gewährleistet. Die
Planungshoheit der Kommunen kann dadurch
entsprechend wahrgenommen werden. Durch
eine Verlagerung der Regionalplanung auf die
staatliche Ebene würde sich voraussichtlich
zwar an der Beteiligung der Kommunen nichts
verändern; die derzeit bestehende Entschei-
dungskompetenz hingegen entfiele.

Darüber hinaus steht zu befürchten, dass die
Akzeptanz der regionalplanerischen Ziele bei
den Kommunen erheblich zurückgeht und ggf.
der Widerstand hiergegen wächst. Die Ziele der
Raumordnung sind von den Gemeinden i.d.R.
ohne Abwägungsmöglichkeit zwingend zu be-

achten (vgl. § 1 Abs. 4 Bauge-
setzbuch). Da die Kommunen
derzeit selbst über die zu be-
achtenden regionalplaneri-
schen Ziele entscheiden kön-
nen, werden diese gut akzep-
tiert. Zudem setzt die Ent-
scheidung im Planungsver -
band eine Abstimmung und
Koordination, aber auch die
Kompromissbereitschaft der
Verbandsmitglieder voraus.

Der Ausgleich zwischen di-
vergierenden fachlichen Be-
langen einerseits und den
kommunalen Interessen an-

dererseits, ggf. auch zwischen den unterschied-
lichen Ausgangspositionen innerhalb der Regi-
on, müssen gefunden werden. Hier zeigt sich
deutlich das Maß der im bayerischen Modell
enthaltenen Verantwortung, die den Gebiets -
körperschaften übertragen ist. 

Die Regionalplanung in kommunaler Hand
hat sich in den zurückliegenden drei Jahrzehn-
ten ihres Bestehens bestens bewährt, wie die
derzeitigen Lebens- und Wirtschaftsverhältnis-
se in Bayern im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern zeigen. Die Alternative, eine vom Staat
getragene Regionalplanung, würde die Gestal-
tungsmöglichkeiten der Kommunen wesentlich
einschränken und die kommunale Eigenverant-
wortung für die räumliche Entwicklung
schwächen. Der Bestand der regionalen Pla-
nungsverbände sollte deshalb nicht angetastet
werden.

KolumneGZ Luitpold Braun

Hände weg 
von den kommunalen 
Planungsverbänden!
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Ländliche Entwicklung in Bayern:

Bilanz und Ausblick
Einen detaillierten Überblick über die Ergebnisse ih-
rer Arbeit in den Jahren 2001/2002 gibt die Bayeri-
sche Verwaltung für Ländliche Entwicklung in ihrem
nun vorliegenden Jahresbericht. Wie Verwaltungslei -
ter Max Geierhos in einer Einführung darstellt, soll
der Überblick „doch deutlich machen, dass die Land-
entwicklung bestrebt ist, sich in ihren klassischen
Kernaufgaben, zu denen mittlerweile neben Flurneu-
ordnung und Dorferneuerung auch die regionale
Landentwicklung zu zählen ist, von einem hohen
Standard aus den jeweils neuen und aktuellen Her-
ausforderungen zu stellen“.

Flurneuordnung und Dorfer-
neuerung tragen wirkungsvoll
dazu bei, der Landwirtschaft in
einer Zeit schwieriger Umstruk-
turierungsprozesse zu helfen und
den ländlichen Raum zukunfts-
fähig zu gestalten. Wegen der
seit dem Jahr 2000 zur Verfü-
gung stehenden EU-Mittel kon-
solidierte sich die finanzielle Si-
tuation, so dass die meisten Di-
rektionen die Einleitung neuer
Verfahren wieder forcieren kön-
nen. Dies, so der Bericht, sei
wichtig, da vor dem Hintergrund

sei ein nachhaltiges Landmana-
gement, d.h. die bestmögliche
Zusammenfassung und Optimie-
rung aller strategischen, planeri-
schen, rechtlichen und finanziel-
len Werkzeuge beim Umgang
mit bebautem und unbebautem
Grund und Boden.

Verstärkte Nachfrage

Zusammenfassend ist in den
nächsten Jahren mit einer weiter
verstärkten Nachfrage nach Flur-
neuordnungen zu rechnen, in de-

Kundenwünsche und vor allem
auch auf rechtliche Neuregelun-
gen (z.B. zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, FFH-Gebiete,
Ökoflächenkataster).

Wissenschaftliche 
Begleitung

Im Hinblick auf Forschung
und fachliche Weiterentwick-
lung gehörten zu den Arbeits-
schwerpunkten der Verwaltung
u.a. Untersuchungen und Pilot-
verfahren in Zusammenarbeit
mit Hochschulen, Instituten, Pla-
nungsbüros und den Direktio-
nen. Ein Beispiel hierfür ist das
übergemeindliche Entwick-
lungskonzept für die Verwal-
tungsgemeinschaft Feilitzsch
(vier Gemeinden) - ein Projekt,
das zusammen mit der Direktion
für Ländliche Entwicklung
Bamberg vom BZA begleitet
wird und auf eine Initiative des
Landkreises Hof zurückgeht.

Strukturwandel 
in der Landwirtschaft

Bedingt durch die Randlage
im Dreiländereck zu Thüringen
und Sachsen wirkt sich der
Strukturwandel in der Landwirt-
schaft besonders stark aus. Viele
landwirtschaftliche Gebäude ste-
hen bereits leer oder sind davon
bedroht. Tendenzen zur Abwan-
derung der Bevölkerung sind er-
kennbar. Aus dieser Situation
heraus und aufbauend auf den
landschaftlichen und kulturge-
schichtlichen Potenzialen der
Region sowie den günstigen Ver-
kehrsbedingungen erfolgt die Er-
arbeitung des Entwicklungskon-
zepts in zwei Phasen.

Strukturanalyse

Im ersten Teil werden eine
Strukturanalyse erstellt und die

des Strukturwandels in der
Landwirtschaft der Druck auf
die Einleitung neuer Projekte
wieder deutlich zugenommen
habe. Gerade in Gebiete, in de-
nen bereits vor Jahrzehnten Flur-
neuordnungen durchgeführt
worden seien, sei eine verstärkte
Antragstellung zu verzeichnen.

Eigentumsfreundliche 
Lösungen

Weitere Gründe für eine ver-
stärkte Nachfrage nach Flurneu-
ordnungen lägen in dem Wunsch
nach eigentumsfreundlichen
Lösungen von Landnutzungs-
konflikten (z.B. zur Umsetzung
von gemeindlichen Landschafts-
plänen oder von Maßnahmen
des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes). So bewirkten die sehr
schadensträchtigen Hochwasser
in jüngster Vergangenheit bei
den betroffenen Bürgern Verant-
wortungsträgern ein verschärftes
Problembewusstsein für deren
Ursachen. Dies führe u.a. dazu,
dass die Möglichkeiten der In-
strumente der Ländlichen Ent-
wicklung zur Umsetzung von
Maßnahmen insbesondere des
vorbeugenden Hochwasser-
schutzes derzeit verstärkt er-
kannt werden.

Nachhaltiges 
Landmanagement

Aber die zunehmenden Land-
nutzungskonflikte zeigten auch,
dass Grund und Boden nicht ver-
mehrbar sind. Sie treten bei zu-
nehmenden und miteinander
konkurrierenden Nutzungsan-
sprüchen verstärkt als Engpass-
faktor für die Entwicklung des
Landes in den Vordergrund, zu-
mal der Flächenverbrauch inzwi-
schen zu einem gesamtgesell-
schaftlichen Problem geworden
ist. Aus der früher vorwiegend
agrarstrukturellen Bodenord-
nung sei deshalb ein umfassen-
des Boden- und Flächenmanage-
ment zur Förderung der Land-
entwicklung entstanden. Dieser
Trend werde sich fortsetzen. Ziel

nen entweder begrenzte Aufga-
benstellungen möglichst schnell
oder immer komplexere Land-
nutzungskonflikte verträglich
und ressourcensparend zu lösen
sind. Die Bewältigung der aktu-
ellen und künftigen Herausfor-
derungen im ländlichen Raum
mit dem Ziel, die Lebensqualität
zu erhalten und zu verbessern,
erfordert zunehmend den Einsatz
eines nachhaltigen und mög-
lichst umfassenden Landmana-
gements. Dies wird zu einer
wichtigen Zukunftsaufgabe der
Verwaltung für Ländliche Ent-
wicklung werden.

Breite Aufgabenpalette

Was die Landespflege anbe-
langt, so hat sich in den vergan-
genen Jahren die Aufgabenpalet-
te verbreitert. Es kamen neue
Aufgaben hinzu, insbesondere
unter dem Gesichtspunkt des
Landmanagements. Dazu gehö-
ren Verfahren zur Sicherung der
natürlichen Lebensgrundlagen
und Ressourcen, die Bereitstel-
lung und Entwicklung der erfor-
derlichen Flächen und Anlagen
für einen künftigen landesweiten
Biotopverbund, die Bereitstel-
lung von Retentionsflächen für
den vorbeugenden Hochwasser-
schutz, die Unterstützung der Ge-
meinden beim Aufbau von Öko-
konten sowie bei der Umsetzung
kommunaler Landschaftspläne,
die Entwicklung und Umsetzung
von differenzierten Landnut-
zungskonzepten mit einer stan-
dortbezogenen, abgestuften In-
tensität der Landbewirtschaftung,
die Sicherung und Erhaltung hi-
storisch wertvoller Kulturland-
schaften sowie die umfassende
Freiraumgestaltung mit Bezug
zur Dorfökologie und Umwelt-
technik in den Dörfern. 

Dienstleister 
im ländlichen Raum

Als Dienstleister im ländli-
chen Raum reagierte die Verwal-
tung für Ländliche Entwicklung
damit auf die sich ändernden

Entwicklungspotenziale erfasst.
Im zweiten Teil werden im Rah-
men eines Workshops die Ent-
wicklungsziele erarbeitet sowie
Möglichkeiten für deren Umset-
zung und geeignete Organisati-
onsstrukturen aufgezeigt.

Diese Studie zeigt exempla-

risch für strukturschwache Räu-
me, dass eine einzelne Gemein-
de allein die Strukturprobleme
nicht mehr bewältigen kann. Der
Zusammenschluss auf der Basis
eines gemeinsam entwickelten
Gesamtkonzepts kann wichtige
Synergieeffekte erzeugen.     DK

Fachtagung in Bad Abbach und Feuchtwangen:

Freiräume und Plätze 
in ländlichen Gemeinden
Soziale, kulturelle und identifizierbare Dimensionen erhalten

„Planung, Entwicklung und Gestaltung von Freiräumen
und Plätzen in ländlichen Gemeinden - Ausstattung, Ent-
siegelung, Regenwassernutzung“ lautete der Titel einer
Fachtagung der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum
in Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Industriever-
band Steine und Erden. Über das jeweils in Bad Abbach
und Feuchtwangen veranstaltete Symposium liegt nun-
mehr eine Dokumentation vor, aus der hervorgeht: Ge-
staltung darf nie Selbstzweck sein, sondern muss soziale,
kulturelle und identifizierende Dimensionen enthalten. 

Prof. Dr. Gerhard Richter,
Freisinger Landschaftsarchitekt,
bezeichnete es eingangs als steti-
ge planerische Herausforderung,
den passenden, unverwechselba-
ren Charakter für die jeweilige
auch barrierefreie Platzsituation
in den Gemeinden zu finden. 

Zukunftsorientierte 
Entwicklungen

Unabhängig von Flächennut-
zungs- und Bebauungsplänen
könne es für Gemeinden hilf-
reich sein, ein Leitbild für zu-
kunftsorientierte Entwicklungen
aufzustellen. Darin sollten vi-
sionäre Entwicklungsziele ent-
halten sein, wie planerisches
Konzept für die Platzfolgen vom
Zentrum über das Wohngebiet
bis zum Sportplatz und Vorplatz
am Friedhof, regionaltypische
Ausstattungen mit Gestaltungs-
satzung, Sozialfunktion, Entmi-
schung der Verkehrsströme bis
zur Flexibilität künftiger Nut-
zungen. Bei allem Bemühen
müsse immer davon ausgegan-
gen werden, so Richter, „dass

Plätze zur Lebensqualität für die
Menschen beitragen“.

Wenn von umfassenden För-
derprogrammen für die Gemein-
den im ländlichen Raum die Re-
de ist, so assoziieren viele von
ihnen damit vorrangig das
Bayerische Dorferneuerungspro-
gramm. Friedrich Brumberg, Di-
rektion für Ländliche Entwick-
lung, Ansbach, machte deutlich,
dass die in eine Dorferneuerung
fließenden staatlichen Zuschüsse
nicht allein der reinen Sanierung
oder dem Ausbau der Infrastruk-
tur zugute kommen dürfen. Dies
wäre auch mit Hilfe anderer
staatlicher Förderprogramme
möglich. 

Breite Wirkung

Mit den Dorferneuerungsmit-
teln solle eine breitere Wirkung
erzielt werden; quasi sollten
auch die gestalterischen Mehr-
aufwendungen aufgefangen wer-
den. „Nur so werden wir wieder
zu dörflichem Charakter und
Maßstab zurückfinden, zu dem,
was das Dorf als solches aus-

macht. Wir können und wollen
keine städtischen Verhältnisse
auf das Dorf übertragen“, erklär-
te Brumberg. Er appellierte an
die kommunalen Mandatsträger,
den Planer bei der Überzeu-
gungsarbeit der Bürger entspre-
chend zu unterstützen.

Jürgen Eppel von der Bayeri-
schen Landesanstalt für Weinbau
und Gartenbau Veitshöchheim,
berichtete über die Möglichkeit
vegetationstechnischen Regen-
wassermanagements, dessen Ziel
es ist, Regenwasser grundsätz-
lich nicht mehr in die Kanalisati-
on einzuleiten. Ergebnisse von
Einzelmaßnahmen haben nach
Eppels Darstellung gezeigt, dass
Vegetationsflächen über ihre
ästhetische Wirkung hinaus in
vielschichtiger Weise einen Bei-
trag zur Stabilisierung und Kon-
solidierung des Wasserhaushalts
leisten können. Unter der Vorga-
be, bei der Bewirtschaftung von
Regenwasser ohne einen Kanal-
anschluss auszukommen, gelte
es, diese vegetationstechnischen
Einzelmaßnahmen in ein System
einzubinden, das Entwässe-
rungssicherheit bietet, aber auch
ökologischen Ansprüchen ge-
recht wird. 

Multifunktionales 
Verbundsystem

Im Zuge eines Modellvorha-
bens sei diese Zielsetzung mitt-
lerweile bereits in die Tat umge-
setzt. Seit 1997 betreibe die Lan-

desanstalt auf einem im Maßstab
1:10 verkleinertem Einfamilien-
hausgrundstück von rund 500 m2

mit entsprechender Einfamilien-
hausbebauung und Erschießung
Versickerung vor Ort ohne Kanal-
anschluss. Nach mehr als fünf-
jähriger Erprobung beeindrucke
die Leistungsfähigkeit des multi-
funktionalen Verbundsystems.
So konnten bei Dauerberegnun-
gen mit Intensitäten von 450 Li-
tern innerhalb von zwölf Tagen
nahezu 350 mm Niederschlag
aufgebracht werden, ohne dass
ein Überlauf in den Kanal er-
zeugt wurde. Mittels funktions-
gerecht geplanter und gebauter
Grünflächen sei es somit mög-
lich, ein alternatives Entwässe-
rungsangebot für bebaute
Grundstücke mit mehr als 50
Prozent Überbauungs- und Befe-
stigungsanteil zu entwickeln.  

Zunehmender Nutzungswan-
del naturnaher Flächen im städti-
schen Umland trägt zu immer
mehr Bodenversiegelung bei.
Die negativen Auswirkungen der
Bodenversiegelung auf den Bo-
den, den Wasserhaushalt und die
natürliche Lebensumwelt wer-
den nach Ansicht von Volker
Budzinski, Diplom-Ingenieur
aus Bayreuth, durch eine kanali-
sierte Regenwasserableitung
noch verstärkt.

Handlungsempfehlungen

Seine anhand des Baugebietes
Dürrwiesen-Altenplos darge-
stellten Handlungsempfehlun-
gen für eine naturnahe Regen-
wasserbewirtschaftung stellten
eine ökologisch verträgliche
Form der Regenentwässerung in
Neubaugebieten dar, die tech-
nisch und gestalterisch eine brei-
te Palette von Möglichkeiten
umfasst. Durch die Verknüpfung
der Elemente dezentrale Ver-
sickerung mit Speicherung, eine
gedrosselte und verzögerte Ab-
leitung sowie eine zusätzliche
Regenwassernutzung auf priva-
ten Grundstücken lassen sich
Budzinski zufolge Regenwasser-
und Mischkanäle auch bei
schlechter Wasserdurchlässigkeit
des anstehenden Bodens weitge-
hend vermeiden. DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
Sparvolumen von etwas über 2,5
Milliarden Euro auf die genann-
ten 2,441 Milliarden zusammen-
gestrichen, so dass die Sparquo-
te von zehn Prozent, unter-
schiedlich auf die einzelnen Res-
sorts verteilt, nicht ganz erfüllt
werden dürfte. Fraktionsvorsit-
zender Joachim Herrmann, für
den Kreuth die erste große Be-
währungsprobe war, sprach von
einem „großartigen Zeichen der
Geschlossenheit“. Der Minister-
präsident - von den Protesten
draußen und in der Fraktion zu-
gegebenermaßen nicht unbeein-
druckt - empfand „große Bewe-
gung und tiefe Befriedigung“. Es
sei ein „riesiger Kraftakt,“ aber
in einem Jahr wird man sehen,
Bayern hat den richtigen Weg
eingeschlagen“.

Umkämpfte Kürzungen 
bei der Bildung

Am heißesten umkämpft wa-
ren die Kürzungen bei den Bil-
dungsausgaben. Kultusministe-
rin Monika Hohlmeier sollte 188
Millionen opfern, nun sind es
„nur“ noch 125 Millionen. „Ge-
rettet“, wie es die Bildungspoliti-
ker der CSU sagten, sind dem-
nach die Zuschüsse für Privat-
schulen, für Übungsleiter beim
Sport und die Mittel für die
Schülerbeförderung, was in den
Kommunen mit Erleichterungen
aufgenommen wurde. Ob die
Schulbuchfreiheit eingeschränkt
wird - von Abschaffung war
nicht die Rede - blieb in Kreuth
offen. In harten Auseinanderset-
zungen steht die Ministerin
obendrein wegen der Einführung
des auf acht Jahre verkürzten
Gymnasiums (G8). 

Gebühren für 
Langzeitstudenten

Auch der neue Wissenschafts-
minister Thomas Goppel hat ei-
nen eher besseren Einstand als
nach den Protesten gerade aus
den Hochschulen zu befürchten
war. Die Sach- und Personalkür-
zungen werden von 176 auf
171,67 Millionen gemildert und
gestreckt; von der Abschaffung
unterbelegter Fakultäten, insbe-
sondere in der Theologie (oh-
nehin nur durch Änderung der
Kirchenverträge möglich), ist
nicht mehr die Rede. Die Hal-
tung der CSU-Fraktion charakte-
risierte der neue Hochschulspre-
cher Dr. Ludwig Spaenle salopp,
mit den von der Fraktion gebil-
ligten Einschnitten sei „das Ende
der Fahnenstange erreicht“. Der
spätere Kabinettsbeschluss, Ge-
bühren für Langzeitstudenten
einzuführen, bringt dem Minis-
ter indessen neuen Arger.

Landeserziehungsgeld bleibt

Sozialministerin Christa Ste-
wens muss zum Beispiel 161
statt 171 Millionen Euro herge-
ben, u. a. bei der Betreuung von
Asylbewerbern und der
Schuldnerberatung. Das Blin-
dengeld wird um 15 statt um 30
Prozent gekürzt. Das Landeser-
ziehungsgeld bleibt erhalten.
Umweltminister Dr. Werner
Schnappauf gibt 114 statt 128
Millionen ab. Das trifft insbe-
sondere die Förderung von
Trink- und Abwasserprojekten
sowie den Bau von Hochwasser-
schutzanlagen. Beim Vertragsna-
turschutz erreichten er und die
CSU-Umweltpolitiker zu ein-
schneidende Kürzungen beim
Vertragsnaturschutz. Keine Ab-
milderungen gab es bei der
Obersten Baubehörde. Sie muss
mit 173 Millionen Euro weniger
auskommen, was bedeutet, dass
viele Projekte aufgeschoben
werden müssen.

Auf die Kommunen kommen
über verschiedene Ministerien
Mehrbelastungen durch Abstri-

(Forsetzung von Seite 1)
den letzten Jahren zum Umden-
ken bei der Gestaltung öffentli-
cher Bereiche, aber auch bei
den Planungen für den Wohnbe-
reich geführt. Barrierefreies
Bauen komme auch Eltern,
kleinen Kindern und Menschen
mit einer vorübergehenden Be-
hinderung entgegen. Mit Ge-
nugtuung stellte Dr. Beckstein
fest, der Erfolg des Landeswett-
bewerbs liefere den Beweis
dafür, dass Bauherrn und Archi-
tekten die Herausforderung,
vermehrt barrierefrei zu bauen,

Angesichts viel zu geringer Wachstumsprognosen für die-
ses Jahr in Deutschland fordert Bayerns Ministerpräsident
Dr. Edmund Stoiber die Bundesregierung zum Handeln für
eine große Steuerreform auf. Stoiber: „Viele Länder in Eu-
ropa erwarten ein deutlich höheres Wachstum als Deutsch-
land. Ein selbsttragender Aufschwung kommt nicht von
selbst. Deshalb wird die Union nach dem Beschluss der bei-
den Parteiführungen von CDU und CSU bis Anfang März
konkret ausformulierte Eckpunkte für eine durchgreifen-
de Steuervereinfachung und Steuerentlastung noch in die-
sem Jahr vorlegen. 

Darüber hinaus wird die Union neben der Einkommenssteuer
auch weitere Steuerarten, die für Investitionen und Wirtschafts-
wachstum entscheidend sind, in ihr Konzept mit einbeziehen.
Dazu gehört der Ersatz der Gewerbesteuer und die Reduzierung
der Erbschaftssteuer bei Betriebsfortführungen.“ Stoiber forder-
te die Bundesregierung auf, jetzt endlich selbst aktiv zu werden
und Vorschläge auszuarbeiten, damit man mit dieser Regierung
überhaupt ins Gespräch kommen und verhandeln kann. Stoiber:
„Kein Mensch weiß, wohin der Zug der Steuerpolitik bei der Re-
gierung überhaupt gehen soll. Dies ist ein Armutszeugnis und ein
schweres Versäumnis für eine Bundesregierung.“

Stoiber unterstrich, dass es unverantwortlich wäre, eine durch-
greifende Steuervereinfachung und Steuerentlastung auf die lan-
ge Bank zu schieben. Stoiber: „Überall in Europa sind die Steu-
erstrukturen längst radikal vereinfacht worden. Und wir leisten
uns immer noch das komplizierteste Steuersystem der Welt.
Wenn am 1. Mai, also in 12 Wochen, zehn neue Staaten in die
EU kommen, dann sind viele dabei, die bereits ein komplett
runderneuertes Steuerrecht mit höchst attraktiven Steuersätzen
und wenigen Ausnahmetatbeständen haben. Wir müssen unser
Land auf diesen europaweiten Wettbewerb um Investitionen ein-
stellen. Und dazu gehört eine durchgreifende Steuerreform in
diesem Jahr und nicht erst am Sankt-Nimmerleins-Tag.“          ?

che an den Staatsmitteln zu. Mit
der vorgesehenen Eingliederung
der 128 Forstämter in die 47
Landwirtschaftsämter etwa wer-
den die Stellen für rund 450
staatliche Privatwaldbetreuer
umgesetzt bzw. gestrichen. 

Zusatzkosten 
für Kommunen

Da aber die meisten Gemein-
den mit eigenem Waldbesitz sich
ihre Forsten bisher vom staatli-
chen Förster betreuen ließen,
kommen auf die Kommunen zu-
sätzliche Kosten zu. Die Betreu-
ung durch eine Staatsforst

Sparquote bekommen. Innenmi-
nister Dr. Günther Beckstein er-
klärte, der Schwerpunkt werde
bei den freiwilligen Leistungen
liegen. Die Ausgaben für Aus-
bau, Unterhalt und Bestand der
Staatsstraßen seien aber mit 8
Millionen Euro „vergleichsweise
gering zurückgefahren worden“.
Um den Bau neuer Straßen trotz-
dem zu stärken, soll eine „Pu-
blic-Private-Partnership“ erprobt
werden. Wirklich schmerzlich
sei der Wegfall von 40,5 Millio-
nen Euro von den 186 Millionen
für die Wohnraumförderung.
Fertig werden müssen die Kom-
munen auch mit der Kürzung der
Feuerwehrmittel um 1,5 Millio-
nen Euro und der Umschichtung
weiterer 2 Millionen auf spätere
Jahre. 

Finanzausgleich: 
Lage schwieriger denn je

Zum kommunalen Finanzaus-
gleich teilte der Finanzminister
mit, „die Ausgangslage ist
schwieriger denn je“. Von den
erwarteten Steuerausfällen kön-
ne auch der Finanzausgleich
nicht ausgenommen werden. Die
Einsparungen werden demzufol-
ge „weitestgehend bei der Inve-
stitionsförderung vorgenom-
men“, d. h. allgemeiner kommu-
naler Hochbau, Investitionspau-
schale, Krankenhausfinanzie-
rung, Straßenbau, OPNV und
Abwasserförderung. Anderer-
seits stehe der Staat den Kom-
munen bei, die Nettoausfälle aus
der Steuerreform zu verkraften. 

Gemeinsame 
Kraftanstrengung

Faltlhauser sprach von einer
gemeinsamen Kraftanstrengung
von Staat und Kommunen. Zur
Stabilisierung der Schlüsselzu-
weisungen auf dem Niveau 2003
mit 2,056 Millionen Euro wür-
den 137,3 Millionen zusätzlich
eingesetzt. Angehoben werden
auch der Sozialhilfeausgleich
auf 440 Millionen Euro, der An-
satz für Bedarfszuweisungen an
notleidende Kommunen auf ca.
58 Millionen sowie die Finanz-
zuweisungen um 3,8 Millionen
Euro. Bei der Schülerbeförde-
rung wird die Erstattungsquote
von 60% gehalten. Unter dem
Strich sinkt das Gesamtvolumen
des Finanzausgleichs von 5,659
auf 5,468 Milliarden Euro. 

Maget fürchtet 
weitere Verschuldung

SPD-Fraktionsvorsitzender

GmbH (an einen Verkauf der
77.000 ha Staatsforst ist nicht ge-
dacht) oder eine Privatgesell-
schaft werden Waldgemeinden
künftig mehr als die 250-Euro-
Pauschale pro 100 ha Wald im
Jahr aufwenden müssen. Im Bil-
dungsbereich werden Kürzun-
gen bei der Schülerbeförderung
oder bei den Staatszuschüssen
für Sport-Übungsleiter auszu-
gleichen sein. 

Kommunen können kein
zusätzliches Geld ausgeben

Auch dies nur einige Einzel-
punkte, die von den Betroffenen
und der Landtagsopposition für
die Verhandlungen im Haus-
haltsausschuss schon aufs Korn
genommen wurden. Für die
kommunalen Spitzenverbände
gilt, was Städtetagsvorsitzender
Josef Deimer im Zusammen-
hang mit einer - im Landtag
nicht zur Debatte stehenden -
Abschaffung der Gewerbesteuer
gesagt hat: „Die große Mehrheit
der bayerischen Städte und Ge-
meinden ist finanziell nicht mehr
in’ der Lage, zusätzliches Geld
auszugeben.“

15 Prozent Sparquote bei
der Staatsbauverwaltung

Die Staatsbauverwaltung hat
keine Abmilderung ihrer 15%

Franz Maget befürchtet, das
CSU-Sparkonzept werde zur
weiteren Verschuldung der
Kommunen führen. In den ge-
planten Maßnahmen sieht er
auch eine Verletzung des erst
letztes Jahr in die Verfassung
aufgenommen Konnexitätsprin-
zips. Beide Oppositionsfraktio-
nen haben für die Etatberatungen
gezielte Alternativ-Anträge vor-
bereitet. Maget setzte sich sogar
für eine Neuverschuldung des
Freistaats um eine Milliarde Eu-
ro ein. Durch „unsinnige Sparor-
gien“ werde die gerade sacht an-
springende Konjunktur kaputt
gemacht. Vor allem im Bildungs-
und Sozialbereich sowie bei der
ehrenamtlichen Arbeit könnte
Sparen am falschen Platz beson-
ders teuer kommen. Dem Wort
des Ministerpräsidenten, „Schul-
den von heute sind die Steuerer-
höhungen von morgen“ setzte
der SPD-Fraktionschef entge-
gen: „Investitionen von heute
sind die Arbeitsplätze von mor-
gen und übermorgen.“ Das Ziel
eines Etats ohne neue Schulden
müsse verschoben werden, „und
sei es erst 2010“.

Bankrotterklärung der SPD

Herrmann nannte den Vor-
schlag einer Neuverschuldung
„die Bankrotterklärung der
SPD“. Der Finanzminister: „Ei-
ne Forderung, die nur noch pein-
lich ist.“ Die Staatsregierung hält
daran fest, ab 2006 einen Haus-
halt ohne neue Kreditaufnahmen
vorzulegen. Auf Frage der GZ,
ob das zu schaffen sei, räumte
Faltlhauser ein, nach der Mehr-
verschuldung heuer um rund 350
statt 229 Millionen Euro (ausge-
klammert die kurzfristig zurück-
zuzahlenden 400 Millionen Euro
als Ausgleich der Steuerreform-
Mindereinnahmen) hänge es von
der Wirtschaftsentwicklung ab,
die neuen Schulden nächstes
Jahr planmäßig auf 112 Millio-
nen Euro drosseln zu können,
um 2006 bei 0,0 zu landen. 

angenommen hätten. Die prä-
miierten Arbeiten belegten dar-
über hinaus, dass die Berück-
sichtigung der Barrierefreiheit
bereits in der frühen Planungs-
phase nicht zwingend zu Mehr-
kosten führen müsse. 

Neubauten und 
Umnutzungen

Zusätzliche Aktualität erlang-
te der Landeswettbewerb im vo-
rigen Jahr durch das „Europäi-
sche Jahr der Menschen mit Be-
hinderungen 2003“. Ausge-
zeichnet wurden Wohngebäude
einschließlich Altenwohnun-
gen, betreuten Wohnungen oder
Seniorenwohnanlagen, die in
dem letzten Jahrzehnt im Gebiet
des Freistaates Bayern fertigge-
stellt wurden. Diese hatten bei
hoher gestalterischer Qualität
die Belange behinderter Men-
schen in Planung und Aus-
führung beispielhaft zu berück-
sichtigen. Zugelassen zum
Wettbewerb waren sowohl Neu-
bauten als auch umfassende
Modernisierungen und Umnut-
zungen im Bestand. 

Strenge Kriterien einer
hochkarätigen Jury

Der Jury gehörten an: die Pro-
fessoren und Architekten Jo-
hann Ebe, München, Peter Eb-
ner, Wien, und Peter Kaup (Prä-
sident der Bayerischen Archi-
tektenkammer, München), Lei-
tender Ministerialrat Gunter
Maurer und Ministerialrat
Hanskarl Rattinger, beide Ober-
ste Baubehörde, Landschaftsar-
chitektin Professor Uta Stock-
Gruber, Buch am Erlbach, und
Reinhard Zingler, Joseph-Stif-
tung, Bamberg. 

Zu den Kriterien bei der Be-
wertung gehörten unter ande-

rem: Städtebau, Städtebauliche
Einbindung, Verkehrsanbin-
dung, Maßstäblichkeit, Er-
schließung, dann Funktionalität
und Gestaltung (mit Qualität und
Nutzbarkeit der Räume gemäß
DIN 18 025, Wohnungs- und
Raumgrößen, Bewegungs- und
Abstandsflächen, Grundrissor-
ganisation, Barrierefreiheit im
Wohnumfeld und Nutzungsan-
gebote) und Wirtschaftlichkeit,
mit Konstruktion und Materiali-
en, Erschließungsaufwand, Be-
trieb und Bauunterhalt.

Goldene Verdienstmedaille

Geleitet wurde die Tagung in
Dillingen von Baudirektor Di-
plom-Ingenieur Wilhelm Hof-
mann, Leiter des Sachgebietes
Siedlungs- und Wohnungsbau
bei der Regierung von Schwa-
ben. Er konnte von der Obersten
Baubehörde Baurat Albert Di-
schinger willkommen heißen.
Hofmann stellte die Vorzüge
Barrierefreien Bauens ohne
Qualitätseinbußen heraus. Pro-
fessor Johann Ebe, München,
merkte an „Barrierefreies Bau-
en ist letztlich Bauen für alle“.
Engelbert Steinle und Peter Sai-
ler ernteten viel Aufmerksam-
keit für die hervorragend gestal-
tete Ludwigs-Kaserne, die
anschließend besichtigt werden
konnte. Das 17-Millionen-Pro-
jekt hat acht Stadthäuser, 44
Wohneinheiten für betreutes
Wohnen, 25 weitere Wohnein-
heiten und die Stadtgalerie auf-
genommen.

Die gute Zusammenarbeit der
Stadt mit der Firma Abenstein
würdigte der Dillinger Bürger-
meister Anton Stehle. Ihren
Dank habe die Stadt zum Aus-
druck gebracht mit der Verlei-
hung der Goldenen Verdienst-
medaille an Engelbert Steinle.

Große Steuerreform:

Stoiber fordert Bundesregierung
zum Handeln auf 

Faltlhauser legt den ...

Bause und Dürr:
Mehr Schaden als Nutzen

Die Grünen-Fraktionsvorsit-
zende Margarete Bause und ihr
Kollege Dr. Sepp Dürr äußer-
ten sich vorsichtiger als Maget.
Einig sind sie sich mit den So-
zialdemokraten, das überhastet
gebastelte Sparkonzept der Re-
gierung Stoiber werde mehr
Schaden als Nutzen anrichten.
Was den Verwaltungsabbau be-
trifft, den Staatsminister Erwin
Huber parallel zum Etat nach

Preisgekrönter barrierefreier ...

Die Preisträger
Fünf gleichwertige Preise wurden zuerkannt:

Betreutes Wohnen, Udetstraße, Regensburg
(Dömges + Partner Architekten GBR, Regens-
burg); Seniorenanlage Manching (Diplom-Inge-
nieur Wolfgang Glaser, München); Wohnhäuser
mit Wohngruppen für Menschen mit Behinde-
rung, Kloster Algasing bei Dorfen (Krug und
Partner, München); Integriertes Wohnen beim
Kolpinghaus Ingolstadt (Planungsgemeinschaft
Zwischenräume, München); Wohnanlage für be-
treutes Wohnen Winhöring(Wenzl + Huber, Ar-
chitekten, Vornbach/Inn).

Sechs gleichwertige Anerkennungen gab
es für: Wohnanlage Ingolstadt - Hollerstauden
(Behnisch & Partner, Stuttgart); Wohnanlage
für altengerechtes und integriertes Wohnen In-
golstadt (Diezinger & Kramer, Architekten,
Eichstätt); Seniorenzentrum St. Martin Walten-
hofen (Diplom-Ingenieur Dieter Heiler, Kemp-
ten); Wohnanlage An den Schopperplätzen
Neu-Ulm(Andrea Melchior, Ulrich Eckey, Ar-
chitekten, Esslingen); Sanierung und Umbau
der Ludwigskaserne Dillingen (Firma Aben-
stein, Ichenhausen: Engelbert Steinle ,Ge-
schäftsführer, und Diplom-Ingenieur Peter Sai-
ler, Thannhausen); Betreutes Wohnen mit Kur-
zzeitpflegestation Regensburg-Burgweinting
(Stadtbau Regensburg).

Mit der „Engeren Wahl“ wurden belohnt:
Das Neue Mathildenstift München (Lothar

Marx, Thomas Rössel, Heinz Franke, München)
und die Seniorenwohnanlage Richard-Wachter-
Haus Augsburg (Diplom-Ingenieur Schlamber-
ger, Augsburg).

Als „Zur Veröffentlichung vorgeschlagene
Arbeiten“ stufte die Jury ein: Betreutes Wohnen
Lindenberg (Architekturbüro A 3,Lindenberg);
Seniorenwohnanlage mit Sozialstation Erlangen
(b.f.b. büro für bauplanung, Erlangen); Woh-
nungsbau München (Bohusch Greilich, Archi-
tekten, München); Sankt Paulus Stift Neuötting
(Diplom- Ingenieur Ernst Dietenhauser, Mün-
chen); Betreutes Wohnen Feldafing (Diplom-In-
genieur Franz Dirtheuer, München); Senioren-
wohnanlage Nürnberg-Kornburg (Architektur-
büro Dotterweich-Bort, Nürnberg); Wohnen für
Ältere im Stadlergarten Wasserburg am Inn
(Hein - Hoefelmayr, Architekten, Pullach im Is-
artal); Altenwohnanlage mit Geschäftsräumen
Aschaffenburg (Diplom-Ingenieur Joachim
Kaupp, Aschaffenburg); Wohnheim im Berufs-
bildungswerk Waldwinkel Aschau am Inn (Pro-
fessor Diplom-Ingenieur Herbert Kriegisch,
Haar); Seniorenwohnanlage Rosenheim (Archi-
tekturbüro Ludwig Labonte, Rosenheim); Alten-
und Servicezentrum Eching (Diplom-Ingenieur
Klaus Michael Wabnitz, München); Betreutes
Wohnen am Kaisergarten Rott/Inn und Wohn-
gruppen für Behinderte der Stiftung Attl (Werk-
gemeinschaft Rosenheim). -jdt-

dem Drei-Säulen-Prinzip „Spa-
ren, reformieren und investie-
ren“ vorantreiben soll, gab es
aus der Opposition Signale,
man werde mitmachen, wenn
beim „Wasserkopf Staatsregie-
rung“ wirksam angefangen
werde. In diesem Sinn befür-
wortete Maget die vorgesehene
Abschaffung des Bayerischen
Obersten Landesgerichts. Der
Nachtragsetat 2004 soll am
16./1 7. März vom Landtag in
Zweiter Lesung verabschiedet
werden. rm
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Stolz präsentieren die Preisträger des Baupreises „Goldener Ammonit“ ihre Plaketten. Zu den
Gratulanten gehörten auch die örtlichen Bürgermeister. Hintere Reihe: Ganz rechts Landrat
Reinhard Leutner, 2. von links Sparkassendirektor Roland Vogel.                               ?

Landratsamt und Kreissparkasse Lichtenfels:

Verleihung des Baupreises
„Goldener Ammonit“

Vorbildliche Bauvorhaben anerkennen, diese positiven Bei-
spiele herausstellen und dadurch immer wieder zur Nach-
ahmung anregen - das sind die wichtigsten Ziele des 2003
zum vierten Mal gemeinsam vom Landratsamt Lichtenfels
und der Kreissparkasse Lichtenfels vergebenen Baupreises
„Goldener Ammonit“ (benannt nach den schneckenartigen
Versteinerungen, die im Landkreis Lichtenfels zuhauf zu
finden sind).

Landrat Reinhard Leutner,
der auch als Verwaltungsrats-
Vorsitzender der Sparkasse
fungiert, überreichte zusam-
men mit Sparkassendirektor
Roland Vogel die Auszeich-
nungen an zehn engagierte
Bauherren. 

Sie erhielten den im zwei-
jährigen Turnus verliehenen

Baupreis „Goldener Ammonit“.

Plakette und Geldpreis

Dieser Preis besteht aus ei-
ner künstlerisch gestalteten,
attraktiven Plakette, die über-
aus ansprechend den Hausein-
gang schmücken kann, und ei-
nem Geldpreis von je 500 Euro.

Denkanstöße vermitteln

Landkreischef Leutner hob
hervor, dass diese Anerken-
nung vorbildlicher Baumaß-
nahmen nicht ohne „Hinterge-
danken“ erfolge: Sie sollen
auf diese Weise Anregungen
und Denkanstöße für künftige
Bauherren geben und so einen
Beitrag zur weiteren Verbesse-
rung und Bereicherung der
Baukultur im Landkreis Lich-
tenfels leisten.

43 Bewerber,
zehn Preisträger

Der Landkreischef dankte
auch der fachkundigen Jury
die ehrenamtlich aus 43 Be-
werbern die zehn Preisträger
auswählte. Sowohl neu errich-
tete Wohn- und Gewerbege-
bäude als auch aktuell sanierte
Altbauten konnten in die Wer-
tung kommen.

Beitrag zur regionalen
Weiterentwicklung 

Sparkassendirektor Roland
Vogel betonte, dass sich die
Sparkasse von Anfang an mit
voller Überzeugung beim
„Goldenen Ammoniten“ ein-
gebracht habe:
? Zum einen sei die Finanzie-
rung des heimischen Woh-
nungsbaus eine der elementa-
ren Aufgaben des heimischen
öffentlich-rechtlichen Geldin-
stituts. Eine optimal gestaltete
Beratung - unter Einbeziehen
von öffentlichen Fördermitteln
und Steuervorteilen - sehe die
Sparkasse als wichtigen Bei-
trag zum Gelingen eines jeden
Bauvorhabens.
? Zum anderen leiste die
Sparkasse mit ihrem Engage-
ment gerne einen Beitrag zur
positiven Weiterentwicklung
der Region als attraktiver
Wirtschafts- und Lebensraum.
Insofern passe dieser Baupreis
sehr gut zum Leitsatz der
Kreissparkasse Lichtenfels:
„Wir tun was für den Standort
hier.“

Die Preisträger 2003 können
sowohl auf der Hompepage
des Landratsamts (www.land-
kreis-lichtenfels.de) als auch
der Sparkasse (www.sparkas-
se-lichtenfels.de/Vor Ort) ein-
gesehen werden; auf letzterer
zusätzlich auch die Richtlinien
und der Teilnahmeschein.     ?

Oberbank AG expandiert in Bayern
Dem Mittelstand verbunden

Für die Oberbank AG mit Sitz in Linz sind kleine und mittel-
ständische Unternehmen, Private und Kommunen die wichtig-
sten Kunden. „Bei uns werden persönliche Kontakte auf allen
Ebenen gepflegt, die Berater haben noch Zeit für die Anliegen
ihrer Kunden, und dabei verfügen wir trotzdem über die An-
gebotspalette und die Erfahrungen einer Großbank“, sagt Vor-
standssprecher Franz Gasselsberger.

Seine Mitarbeiter könnten
noch für jeden Kundenwunsch
individuelle Lösungen erarbei-
ten und Entscheidungen vor Ort
treffen „und nicht in einer ent-
fernten Konzernzentrale“.

Allfinanzangebot

Als besondere Stärke seiner
Universalbank, ihrer Tochterun-
ternehmen und Kooperations-
partner, hebt Gasselsberger das
umfangreiche Allfinanzangebot
hervor, das Finanzierungs- und
Leasinggeschäft für Kommunen
und Firmen genau so umfasst
wie die Anlage- und Vorsorge-
beratung für Private. Beson-
ders erfahren sei sein Haus auch
im Auslandsgeschäft. „Wir wik-
keln zehn Prozent des gesamten
österreichischen Zahlungsver-
kehrs mit Deutschland ab.“

Keine Angst vor Basel II

Gasselsberger will auch in
Zeiten von Basel II weiterhin
auf die Kreditfinanzierung set-
zen. „Besonders für den Mittel-
stand muss es heißen: Keine
Grund zur Angst vor Basel II,
denn gerade für diese Unterneh-
men wird der Kredit auch wei-
terhin die Finanzierungsalterna-
tive Nummer eins sein.“ Die

Oberbank werde ihre Kunden
daher unterstützen, ihre Bilanz-
und Finanzierungsstruktur ra-
tinggerecht zu gestalten. „Für
gut vorbereitete Unternehmen ist
die Orientierung an Basel II eine
Chance, die Finanzierung, das
Controlling und die gesamte Un-
ternehmensführung zukunftsori-
entiert auszurichten und auch
innerbetrieblich ein effizientes
Informations- und Berichtswe-
sen zu institutionalisieren.“

Heimatmarkt Bayern

Bayern ist - neben Oberöster-
reich/Salzburg und Niederöster-
reich/Burgenland - für die Ober-
bank zum zweiten Heimatmarkt
geworden. „Und weil wir gut
aufgestellt sind, haben wir vor,
im Freistaat noch weiter zu ex-
pandieren.“ Für die mit einem
Betriebsergebnis von 1,11 Pro-
zent der Bilanzsumme dritter-
tragsstärkste Bank in Österreich
(100 Zweigstellen, 1600 Mitar-
beiter, Bilanzsumme gut zehn
Milliarden Euro) hat sich der
1991 erfolgte Schritt ins Nach-
barland Bayern gelohnt: Sie be-
treut hier an ihren vier Standor-
ten in München, Rosenheim,
Landshut und Passau mit knapp
70 Mitarbeitern bereits 7000
Kunden. Noch in diesem Jahr

wird eine weitere Niederlassung
in Regensburg eröffnet. „Wegen
des Rückzuges der deutschen
Großbanken aus dem Geschäft
mit Kommunen, dem Mittel-
stand und Privatkunden haben
wir im Freistaat eine Lücke ge-
funden, in die wir erfolgreich
vorgestoßen sind.“ 

Vorsichtige Ausdehnung

Während viele Geldinstitute
ihr Filialnetz straffen, kommt
dies für die Oberbank nicht in
Betracht. „Eine Bank gerät nicht
auf Grund eines dichten Filial-
netzes in Schwierigkeiten, son-
dern wegen eines zu hohen Kre-
ditrisikos - und dieses steigt mit
der zunehmenden Entfernung
vom Kunden deutlich an“, er-
klärt Gasselsberger seine Ge-
schäftspolitik. Und er versichert,
dass die Ausweitung des Ge-
schäftsvolumens und des Ein-
zugsgebietes kein Abgehen vom
Bekenntnis zur Regionalbank-
Strategie bedeute. Vielmehr
dehne die Oberbank ihr Ge-
schäftsgebiet - auch grenzüber-
schreitend - nur langsam und
vorsichtig aus, ohne sprunghaft
zu wachsen. Wegen der kom-
menden Herausforderungen für
Banken und Unternehmen durch
die EU-Osterweiterung hat sie
bereits Repräsentanzen in Tsche-
chien und Ungarn eröffnet. „Vor
allem der tschechische Wirt-
schaftsraum ist wegen der Nähe
für unsere bayerischen Kunden
interessant“, glaubt Gasselsber-
ger. Marianne E. Haas

Genossenschaftsverband Mittelfranken:

Feierstunde für Sigurd Schacht 
Ansbach (wefa) - „Er ist ein professioneller Ehrenamtlicher in
unserem Genossenschaftswesen.“ Wilhelm Frankenberger, Prä-
sident des Bayerischen Genossenschaftsverbands, charakteri-
sierte mit diesen Worten den Gunzenhäuser Rechtsanwalt Dr.
Sigurd Schacht, der seit 1989 dem Genossenschaftsverband
Mittelfranken vorsteht.
Frankenberger war Laudator einer Feierstunde in der Ansba-
cher Orangerie, die der Genossenschaftsverband ausrichtete,
um Schacht zu seinem 60. Geburtstag zu gratulieren. Er lobte
die kompetente Mitarbeit von Schacht in den Gremien des Ver-
bands, seitdem er 1989 dem Präsidium angehört. Auch die Bei-
ratstätigkeit des Jubilars in der Raiffeisen-Beteiligungs GmbH,
der Bayern-Versicherung und der R+V-Versicherung, würdig-
te er und heftete ihm das goldene Ehrenzeichen des Deutschen
Genossenschaftsverbands an.
MdL Fritz Loscher-Frühwald, einer der Vizepräsidenten des
mittelfränkischen Genossenschaftsverbands, gratulierte mit
den Worten: „Pflichttreue und Sachlichkeit zeichnen seine Ar-
beit aus.“ „Vom Glanz des Jubilars fällt auch etwas auf uns
herab“, meinte Manfred Geyer, der Vorstandsvorsitzende der
Gewerbebank Ansbach, dessen Aufsichtsratsvorsitzender Dr.
Schacht seit nunmehr 17 Jahren ist. „Die Seele ernährt sich
von dem, was sie erfreut.“ Dr. Schacht vergaß bei seinen Dan-
kesworten nicht, einem Gast ein dickes Lob auszusprechen:
seinem Bezirksanwalt Friedrich Blaser, der nicht nur im mit-
telfränkischen Genossenschaftsverband die Fäden zieht, son-
dern auch die Geburtstagsparty für den Jubilar von A bis Z or-
ganisierte. Auf dem Bild sind v. l. n. r. zu sehen: Manfred Nüs-
sel, Präsident des Deutschen Genossenschaftsverbands, Jubi-
lar Dr. Sigurd Schacht sowie Wilhelm Frankenberger, Präsi-
dent des Bayerischen Genossenschaftsverbands.        Foto: Falk

Neuerscheinung:

Reform des kommunalen
Haushaltsrechts

„Statusreport Neues Kommunales Rechnungswesen in Bayern“
lautet der Titel einer neuen Handreichung der Verlagsgruppe Jeh-
le Rehm, München. Herausgeber des Buches sind Dr. Uwe
Brandl, Präsident des Bayerischen Gemeindetags und Erster
Bürgermeister der Stadt Abensberg, Dipl.-Kfm. Dr. Ulrich Lenz,
Wirtschaftsprüfer aus Vaterstetten, sowie Ministerialrat Klaus
Puhr-Westerheide, Leiter des Sachgebiets Kommunales Finanz-
wesen im Bayerischen Staatsministerium des Innern.

Die Reform des kommunalen
Haushaltsrechts ist bereits in voll-
em Gange. Bereits heute steht
fest, dass das bisherige System
nicht fortbestehen wird. Das neue
Buch wirft einen präzisen Blick
auf die Entwicklung des neuen
Rechnungswesens. Die entschei-
denden Fachbegriffe werden ge-
klärt und die beiden zur Wahl ste-
henden Systeme diskutiert. Der
Leser erhält einen genauen
Überblick über die rechtliche Ent-
wicklung, die bereits vorliegen-
den Ergebnisse der Innenmini-
sterkonferenz und über die inten-
sive Arbeit des Bayerischen Ge-
meindetags zu diesem Thema.

Die praxisnahen Berichte aus
den Projektgemeinden Hallberg-
moos und Putzbrunn, die bereits
die doppische Haushaltsführung
eingeführt haben, und die Vorstel-
lung der einschlägigen Software
führender Software-Partner run-
den das Buch ab und geben dem
Praktiker wichtige erste Hinwei-
se, wie eine Umstellung auf ein
neues Rechnungswesen gut zu
bewerkstelligen ist.
Brandl/Lenz/Puhr-Westerhei-
de (Hrsg.): Statusreport Neues
Kommunales Rechnungswesen
in Bayern - Grundlagen, Pra-
xiserfahrungen, Perspektiven.
1. Auflage, 2003.                    DK
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Sauber gemacht!
Würzburg/MNe. Strahlende Kinderaugen, auf Hochglanz polierte Fußböden und spiegelblanke
Scheiben, so präsentierte sich die Würzburger Maria-Stern Schule in der Sanderau kurz vor
Weihnachten allen Schülern und Besuchern. In aller Stille wurden an einem Wochenende Böden
vom Schmutz befreit und oberflächenversiegelt, Staub und Dreck von den Fenstern gewaschen
und so erstrahlte die Schule pünktlich zu den Feiertagen in Hochglanz. Und der Clou - für die Ar-
beiten bekommt Frau Direktorin Reidel keine Rechnung. Denn die Intensivreinigung ist ein Ge-
schenk der Firmen Objekt Concept und K & S Raumpflegeservice. „Naja, da haben wir am Wo-
chenende eben mal Heinzelmännchen gespielt,“ so Objekt Concept Geschäftsführer Mathias
Paul, „damit spart sich die Schule einfach einen Haufen Geld! Wir sind die Kompetenz in Sachen
Sauberkeit,“ betont Paul weiter, „das haben wir eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Damit die
Schule noch mehr Geld im nächsten Jahr übrig hat, legen wir den Jahresbedarf an Putzmitteln zu
Weihnachten oben drauf!“ Der Plan vom richtigen Reinigen, dem Einsatz der passenden Pflege-
mittel, Spezialanwendungen -  für jede Art von Schmutz, kommt übrigens aus der Würzburger
Mainaustrasse 50. Und bei soviel Engagement bleibt nur zu wiederholen: Sauber gemacht!           ?

Sanierung der Schulstraße
erfolgreich beendet

Roßtals Oberer Markt gewinnt durch die Altortsanierung

Einen Tag vor Heiligabend gab Roßtals Bürgermeister Maximili-
an Gaul den Verkehr in der Schulstraße wieder frei. Der Eingang
zum Oberen Markt mit seinen historischen Sehenswürdigkeiten,
der Schule, dem Museumshof und den Geschäften zeigt sich nun
in neuem Gewand. Mit Mitteln der Städtebauförderung durch
den Freistaat Bayern konnte ein wesentlicher Bereich der Alt-
ortsanierung nun angegriffen und vollendet werden.

Baubeginn war am 17. März
2003. Auslöser waren wegen
Überlastung Kanalaustausch-
maßnahmen in der Länge von
410 m mit DN 300 bis 500, so-
wie aus Brandschutzgründen
der Austausch der Wasserlei-
tung in einer Länge von 365 m
mit DN 200. Diese Maßnahme
war am 30. Juni 2003 beendet.
Kosten: Wasserleitung etwa.
120.000 Euro, Kanal ca. 320.000
Euro.

Straßenaufbau

Nun war aber die Schulstraße
in einem nicht mehr reparatur-
fähigen Zustand. Ein neuer
Straßenaufbau war notwendig
geworden. Strittig war nur, ob
eine Asphaltdecke oder eine alt-

ortgerechte Pflasterung gewählt
werden soll. Während für eine
Asphaltdecke staatliche Mittel
aus der Städtebauförderung in
Höhe von 60 Prozent nicht ge-
flossen wären, wurden diese für
die altortgerechte Pflasterung
mit Granit von der Regierung in
Aussicht gestellt. Gegen die
Stimmen von SPD und Grüne
wurde daher eine altortgerechte
Lösung von CSU und Freien
Wählern gewählt.

650.000 Euro Gesamtkosten

Am 1. Juli 2003 begann der
Straßenausbau. Es wurden ins-
gesamt 2800 m² Pflaster, davon
ca. 2400 m² gesägtes Pflaster
(Chinamaterial) verlegt. China-
pflaster wurde aus Kostener-

sparnisgründen gewählt, da das
Material von sehr hoher Qua-
lität billiger kam als vergleich-
bare Ware, auch gebrauchtes
Pflaster. Die Straßengesamtkos-
ten beliefen sich auf etwa
650.000 Euro einschließlich
Nebenkosten.

Problem Ausgrabung

Als Probleme während der
Straßenarbeiten traten die not-
wendig gewordenen Ausgra-
bungen vor dem Pfarrhaus und
dem Museumshof auf. Denn
überall, wo man im Oberen
Markt wenige Zentimeter in den
Boden gräbt, stößt man auf
Zeugnisse des Mittelalters. So
wurden auch bei dieser Gra-
bung spektakuläre Ergebnisse
erzielt, wie z.B. Kinderskelette
von Ungetauften unter der Trau-
fe des evangelischen Pfarrhau-
ses, aber auch der Nachweis
von Handwerkeröfen aus der
ottonischen Zeit sowie wieder-
um Teile der ottonischen und

karolingischen Stadtmauer. Die
Mächtigkeit dieser Mauer wur-
de durch eine veränderte Verle-
gung der Pflasterung ange-
zeigt.

Aushärtungsphase

Das Ende der Straßenpflas-
terarbeiten zögerte sich auch
deshalb etwas hinaus. Ein wei-
terer Grund war auch die Not-
wendigkeit, das Pflaster im Be-
reich der Einmündungen und
der Schule in ein Betonbett zu
verlegen und mit Beton auszu-
fugen, damit die Radialkräfte
der schweren Fahrzeuge und
Schulomnibusse keine Schä-
den anrichten. Dieses Beton-
bett und die Ausfugungen
benötigten eine mehrwöchige
Aushärtungsphase, die am 22.
Dezember 2003 beendet war.

Bürgermeister Gaul dankte
den Fraktionen, die mutig die
Altortsanierung, die bereits un-

Gutes Jahresergebnis der
Handwerksmessen

3659 Aussteller und 457540 Besucher

München. Für das soeben beendete Geschäftsjahr 2003 kann
die GeseIlschaft Handwerksmessen in München ein gutes Ge-
samtergebnis vorlegen: Mit 45 Mitarbeitern wurden im Inland
3359 Aussteller und 437540 Besucher betreut. Ergänzt man die
Zahlen der Bakery China 2003, so waren es 3659 Aussteller
und 457540 Besucher. Der Gesamtumsatz betrug mit drei in-
ländischen Veranstaltungen (I.H.M., Garten München, Heim
und Handwerk) und einer ausländischen (Bakery China) rund
18 Millionen Euro. Für 2004 wird bei sieben Veranstaltungen
in der Bundesrepublik und zwei Veranstaltungen im Ausland
ein Umsatz von 30 Millionen Euro erwartet. 

Der Vorsitzende der Ge-
schäftsführung der GHM, Wolf-
gang Marzin, gab bei der Jahres-
pressekonferenz die insgesamt
neun Projekte bekannt, die sich
die Messegesellschaft für die
kommenden zwölf Monate vor-
genommen hat. Sie beginnen
vom 23. bis 26. Februar mit der
MEBAC in Dubai. 

Flaggschiff IHM

Als internationale Fachmesse
für das Bäcker- und Kondito-
ren-Handwerk im Mittleren
Osten wird sie erstmals als Joint
Venture zwischen dem örtlichen
Messeveranstalter MEDIAC
und der Gesellschaft für Hand-
werksmessen im Dubai World
Trade Centre stattfinden. Rund
eine Woche nach der MEBAC
startet in München das Flagg-
schiff, die Internationale Hand-
werksmesse, diesmal eine Wo -
che früher als sonst.

Vom 4. bis 10. März wird die-
se Leitmesse der Handwerks-
wirtschaft wieder mit zahlrei-
chen neuen Produkten und
Ideen aus dem Handwerk bril-
lieren. Da zum Stichtag 1. Mai
2004 zehn weitere ost- und süd-
osteuropäische Länder der EU

beitreten werden, liegt es, so
Marzin, nahe, die kommende
Handwerksmesse unter dem
Motto „Die 56. IHM im Jahr der
EU-Osterweiterungen“ zu ver-
anstalten. Neben zahlreichen
Gemeinschaftsbeteiligungen
aus osteuropäischen Ländern,
allen voran Serbien, Kroatien,
Polen und Litauen, wird diese
Thematik auch einem eigenen
Europa-Tag gewidmet. Das
breite Angebot der IHM wird
durch rund 30 Sonder- und Lei-
stungsschauen ergänzt. 

Gastveranstaltung
in Nürnberg

Seit 25 Jahren führt die Ge-
sellschaft für Handwerksmes-
sen eine Gastveranstaltung in
Nürnberg durch. Es ist die
IFH/Intherm, die vom 21. bis
24. April zum 16. Mal stattfin-
det. Nach 30 Jahren Pause er-
neut im Portfolio der GHM ist
die Dach + Wand, Internationa-
le Messe und Congress für
Dach-, Wand- und Abdichtungs-
technik, die vom 19. bis 22. Mai
auf dem Münchner Messegelän-
de ihren Platz hat. „Der Messe-
standort München mit seinen
industriegeprägten Bau- und

Baumaschinen-Messen und sei-
ner Randlage zu den Märkten im
Osten und Südosten Europas ist
für eine solche Veranstaltung ge-
radezu prädestiniert, so Marzin. 

Bakery China und ELTEC

Vom 28. bis 30. Mai 2004
schließt sich im Messepro-
gramm die Bakery China in
Shanghai an, zu der bis zu 600
Aussteller weltweit erwartet
werden. Die Beteiligung deut-
scher Firmen wird durch das
Bundeswirtschaftsministerium
mittels Firmengemeinschafts-
stand finanziert und organisato-
risch gefördert. Im Wechsel mit
der NürnbergMesse wird tur-
nusgemäß die nächste ELTEC
vom 23. bis 25. Juni in Mün-
chen veranstaltet. Diese 26.
Fachmesse für Gebäudetechnik,
Schaltgeräte und Industriesteue-
rungen hat sich als euroregiona-
le Leitmesse deutlich positio-
nieren können. 

Publikumsmagnet
Heim + Handwerk

Der Schlusspunkt der GHM
Veranstaltungen wird vom 27.
November bis 5. Dezember
wieder die Heim + Handwerk
in München sein. „Als Ver-
kaufsausstellung rund um das
Bauen, Einrichten und Woh-
nen wird sie ihren Ruf, Publi-
kumsmagnet im Vorweih-
nachtsgeschäft zu sein, erneut
bestätigen“, betonte Marzin.

Neue Strategien

Das zurückliegende Jahr war
für die Messeleitung auch das
Jahr neuer strategischer Entschei-
dungen. Parallel zur IHM 2004
soll es eine neue dreitägige
FOOD & LIFE geben. Vom 3.
bis 5. Dezember, also zu einem
geradezu idealen Zeitpunkt für
Hobby-Köche und Freunde des
kulinarischen Genusses, werden
kurz vor Weihnachten Besucher
in die neue Verkaufsausstellung
gelockt, denen auch ihr leibliches
Wohlergehen am Herzen liegt. 

Konditorenhandwerk
im Blickpunkt

Vorbereitet als neues Projekt
wurde auch die InterKondiCa &
Ice Cream, die erstmals im Jah-
re 2005 parallel zur IHM 2005
an den Start gehen wird. Zu-
sammen mit dem Deutschen
Konditorenbund wird die GHM
vom 13. bis 16. März 2005 jeg-
liche Art von Maschinen und
Zubehör zeigen, die heute im
Konditorenhandwerk gang und
gebe sind.                       E. Scholl

Neues Kulturzentrum
im Fürther Schlachthof

Nach dem Umbau von Teilen des früheren Schlachthofs steht
Fürth jetzt ein neues Kulturzentrum zur Verfügung. Das aus der
Gründerzeit stammende Gebäude soll Kleinkunst und Kabarett,
aber auch Lesungen und Kulturfestivals eine Plattform bieten.

„Wir wollen hier Hochkultur
und Subkultur miteinander ver-
binden“, kündigte die verant-
wortliche Mitarbeiterin des
Kulturamts, Annette Wigger,
an. Nach deren Darstellung hat
die kulturelle Nutzung des
Schlachthofes eine lange Tradi-
tion. So habe das Jugendamt
dort bereits 1989 erste Musik-
veranstaltungen ausgerichtet.
Seit vielen Jahren beherberge
der frühere Schlachthofkom-
plex das Programmkino „Ufer-
palast“. Mit dem Umbau stehe
nun auch die bislang ungenutzte
große Säulen-Halle zur Verfü-
gung, betonte Wigger. Der Saal
soll vor allem vom Stadttheater

als Proberaum, aber auch für
experimentelle Inszenierungen
genutzt werden.

Willkommene Ergänzung

Das vom Kulturamt betriebe-
ne Kulturforum ergänzt die bis-
herigen Fürther Veranstaltungs-
orte. Insbesondere für kleinere
Veranstaltungen, etwa Lesun-
gen, sei weder das Stadttheater
noch die Fürther Stadthalle ge-
eignet. Die Umbaukosten für
das Schlachthof-Gebäude am
Rednitzufer belaufen sich auf
rund 10 Millionen Euro. Sie
wurden von einer privaten Kul-
turstiftung eingebracht.         DK

ter Bürgermeister Schubert mit
vorbereitenden Maßnahmen be-
gann, auch in wirtschaftlich
schwierigeren Zeiten vorantrie-
ben und nun in einem wichtigen
Bereich des 1050-jährigen

Roßtals vollendeten. Der Bür-
germeister dankte auch für die
Geduld und das Verständnis der
Anwohner und insbesondere
der Geschäftsleute im Oberen
Markt und im Burgweg.           ?

Roßtals Bürgermeister Maximilian Gaul gab einen Tag vor Weih-
nachten den Verkehr in der Schulstraße wieder frei.                         ?
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Ungebremster Flächenverbrauch: 

Kommunale Patentrezepte
gibt es nicht

5. Münchner Tage der Bodenordnung und Landentwicklung

„Vom ungebremsten Flächenverbrauch zur nachhaltigen
Landnutzung im ländlichen Raum - Dorf- und Flurentwick-
lung im Zeichen von Bodenverbrauch und Ressourcengefähr-
dung“ lautete das Thema der 5. Münchner Tage der Boden-
ordnung und Landentwicklung. Über 200 Teilnehmer aus vie-
ler Herren Länder hätten bewiesen, dass, wie Ordinarius Prof.
Holger Magel betonte, „noch eine Chance besteht, das Ruder
herumzureißen und verstärkte Anstrengungen in Politik, Ver-
waltung und Gesellschaft zu unternehmen“. Die Veranstaltung
ist nunmehr dokumentiert in Heft 28/2003 der Materialien-
sammmlung des Lehrstuhls.

Wie Kommunalminister Dr.
Günther Beckstein erläuterte, sei
der Weg zu einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung beschwer-
lich; mit Sicherheit werde es kein
- vielleicht gar staatlich verordne-
tes - Patentrezept geben, das auf
jede Kommune anwendbar wäre.
Manch vertraute Vorstellung, bei-
spielsweise die vom freistehen-
den Einfamilienhaus als höchs-
tem Bauherrenglück, müsse
künftig in Frage gestellt werden.

Kein Qualitätsverzicht

Selbst dies, so Beckstein, könne
gelingen, wenn den Bauherren
vermittelt werden könne, „dass
flächensparendes Bauen nicht mit
einem Qualitätsverzicht gleichzu-
setzen ist“. Vielmehr hätten ver-
dichtete Siedlungen bei sorgfälti-
ger Planung mindestens gleich-
wertige oder vielleicht sogar höhe-
re Qualitäten zu bieten als die ge-
wohnten Einfamilienhaus-Gebie-
te. Gerade hier, in der Be-
wusstseinsbildung und in der
Überzeugungsarbeit, sei deshalb
auch künftig der Staat gefordert.

Auf erste Indizien, dass der
Flächenverbrauch ein wenig
zurückgeht, konnte Prof. Herbert
Kallmayer von der Obersten
Baubehörde im Bayerischen In-
nenministerium verweisen. Al-
lerdings sei man weit davon ent-
fernt, einen Flächenverbrauch
von 25 Prozent des heutigen
Werts zu erreichen, wie es die
Bundesregierung in einem Stra-

tegiepapier anstrebt. Selbst eine
andauernde Trendwende scheine
nur möglich, wenn sich auch die
eingangs geschilderten sozialen
und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen verändern, wozu es al-
lerdings wenig Anzeichen gebe.

Negative Gesamtbilanz

Auch bei den städtebaulichen
Maßnahmen sei eine genaue Be-
trachtung erforderlich, fuhr Kall-
mayer fort. Viele städtebauliche
Entwicklungspotenziale entstün-
den durch Nutzungsaufgabe, z.B.
von Militäreinrichtungen, mit
eindeutig positiver Bilanz. Ande-
re Potenziale, wie durch die Ver-
lagerung des Flughafens oder der
Messe in München, setzten je-
doch voraus, dass an anderer
Stelle deutlich größere neue
Flächen in Anspruch genommen
wurden. Die Gesamtbilanz sei
daher hier - bei allen unbestreit-
baren Vorteilen für die Stadtent-
wicklung - leider negativ.

Flächensparende Entwick-
lungsstrategien auf der örtlichen
Ebene betreffen das gesamte
Spektrum der Maßnahmen für ei-
ne ganzheitliche Dorfentwick-
lung. Dabei gewinnen nach An-
sicht von Prof. Theo Kötter, Fried-
rich-Wilhelms-Universität,
Bonn, folgende Bausteine an Be-
deutung:
? Stärkung örtlicher Initiativen
und bürgerschaftlichen Engage-
ments über Leitbildentwick-
lungs- und umsetzungsorientierte

Agenda 21-Prozesse;
? Einheimischenmodelle in Um-
landgemeinden mit hohem Bo-
denpreisniveau;
? Aufbau von Hofvermitt-

lungs- und Gebäudeagenturen;
? Paradigmenwechsel in den
Räumen, in denen sich langfristi-
ge Schrumpfungstendenzen ab-
zeichnen;
? Schaffung eines Netzwerkes
für betroffene Kommunen und
systematische Zusammenstel-
lung von „best practices“.

Für die Praxis der Dorferneue-
rung spiele, so Kötter, die Förde-
rung eine erhebliche Rolle. Des-
halb sei zu prüfen, ob zur Stär-
kung der Innenentwicklung der
Dörfer eine weitere Anpassung
der landeseinheitlichen Förder-

struktur an die lokalen Erforder-
nisse notwendig ist. 

Aus Sicht der Kommunen wä-
re es für den Präsidenten des
Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Uwe Brandl, zunächst „völlig
unakzeptabel“, wenn man versu-
chen würde, Planungsentschei-
dungen auf überregionale Pla-
nungsträger zu verlagern. Miss-
trauisch machten ihn dabei Über-
legungen, die von den angeblich
großen Erfolgen sogenannter Re-
gionsmodelle berichten, bei de-
nen regelmäßig eine große Stadt
und die Umlandgemeinden sich

zu einer Planungsgemeinschaft
zusammenschließen. Sicherlich,
so Brandl, müsse man auch über
neue Formen der übergemeindli-
chen Kooperation nachdenken.
Dabei vertrete er sogar die Auf-
fassung, dass in der interkommu-
nalen Zusammenarbeit ein ganz
zentraler Problemlösungsansatz
für viele gegenwärtige Schwie-
rigkeiten liege. Völlig falsch wä-
re es aber, eine neue Planungs-
und Entscheidungsebene schaf-
fen bzw. vorhandene mit neuen
Zuständigkeiten versehen zu
wollen.

Freiwillige Kooperation

Interkommunale Zusammen-
arbeit könne nur ohne Zwang
funktionieren und organisiert
werden. Übergemeindliche Zu-
sammenarbeit müsse in jeder
Hinsicht von den beteiligten Ge-
meinden freiwillig in Angriff ge-
nommen werden. Ausdrücklich
begrüßenswert seien dabei die
Ansätze im neuen Landesent-
wicklungsprogramm Bayern, die
die interkommunale Kooperation
in den Bereichen der Mehrfach-
zentren sowie bei der Aufstellung
von Einzelhandelskonzepten stär-
ker berücksichtigen wollen.

Insgesamt, so Brandl, müsse
die Ländliche Entwicklung ihren
Weg konsequent fortsetzen und
ihre Kompetenzen ständig stei-
gern. Von besonderem Reiz für
die Kommunen sei, dass sie sich
in einer Art Kundenrolle befin-
den. Vieles von dem, was an Lei-
stungen möglich sei, werde
natürlich auch von privaten An-
bietern so oder ähnlich vermark-
tet. Gerade dieses Spannungsfeld
zwischen dem, was die Ländli-
che Entwicklung als staatliche
Instanz leisten kann, und dem,
was private Planer beitragen kön-
nen, mache die Zukunft der Bau-
leitplanung und der Landesent-
wicklung für die Gemeinden be-
sonders interessant. DK

Großgarage stärkt
Verkehrsknotenpunkt Donauwörth
Donauwörth (jdt). Als einen „immensen Infrastrukturgewinn“
bezeichnete der Donauwörther OB Armin Neudert das neue
Parkhaus beim Bahnhof Donauwörth. Die moderne Großgarage,
die in vier Etagen über 269 Stellplätze verfügt, wurde im Beisein
zahlreicher Ehrengäste ihrer Bestimmung übergeben. Das
Großprojekt mit seinen Baukosten von rund 3,38 Millionen Euro
steigert, wie Neudert feststellte, den Rang Donauwörths als Ver-
kehrsknotenpunkt. Es wurde vom Wirtschaftsministerium im
Rahmen der verkehrspolitischen Ziele der Bayerischen Staatsre-
gierung mit erheblichem Aufwand gefördert. 

OB Neudert verwies darauf,
dass das Parkhaus mit seinen
über 9000 Quadratmetern Ge-
schossfläche in unmittelbarer
Nachbarschaft des Bahnhofes
nur von Kunden der Deutschen
Bahn mit einem gültigen Park-
schein benutzt werden dürfe.
Niedrig angesetzt habe man die
Parkgebühren: eine Jahreskarte
mit festem Stellplatz (80 wurden
bisher schon verkauft) kostet 70
Euro, eine Monatskarte sieben
Euro, eine Wochenkarte zwei
Euro, eine Tageskarte 50 Cent. 

Jahreskarten würden im Rat-
haus (Alte Kanzlei, Zimmer
104) ausgestellt. Die übrige Park-
raumbewirtschaftung erfolge
über acht Parkscheinautomaten
an den jeweiligen Ausgängen
der einzelnen Parkdecks. 

Elfjährige Vorgeschichte

Neudert schilderte die mühsa-
men Wege zur Verwirklichung
des Parkhauses mit der elf jähri-
gen Vorgeschichte. Ausgangs-
punkt gewesen sei die 1991 ge-
schlossene Vereinbarung zwi-
schen dem Freistaat Bayern und
der Bahn. Danach habe man
sich festgelegt, für den Bereich
des Augsburger Verkehrsver-
bundes (AVV) insgesamt 20
Park & Ride-Anlagen mit ins-
gesamt 2500 Stellplätzen zu
schaffen. Klar gewesen sei der
Grundsatz, dass die Bahn das
Bauvorhaben verwirkliche und
die Stadt für den Unterhalt auf-
zukommen habe.

Im Sommer 1998 hätten Deut-
sche Bahn Immobilien und Deut-
sche Bahn Service & Station be-
schlossen, anstatt der ebenerdi-
gen Park & Ride-Anlage ein
mehrgeschossiges Parkbaus, wie
bei der Stadt schon angedacht, zu
bauen, um die zu beanspruchen-
de Fläche zu verkleinern. Erfreu-
lich sei die zusätzliche Errich-
tung von Abstellmöglichkeiten
für 150 Fahrräder.

Hohe Förderquote

Erfreut äußerte sich Neudert
über die Förderquote von etwa
90 Prozent, unter Einbeziehung
des AVV-Programms und des
„Schnittstellenprogramms“ der
Bayerischen Staatsregierung. Auf
die Stadt entfielen lediglich 286
000 Euro. Dankesworte richte-
te der Oberbürgermeister an
Staatsminister Dr. Otto Wiesheu
und die Regierung von Schwa-
ben für die Bewältigung zu-
nächst „unüberwindbarer Pro-
bleme“ und unbürokratisches
Handeln, an die Deutsche Bahn
sowie Architekten, Ingenieure
und Firmen. Anerkennung galt
ebenso dem Stadtrat (für „lan-
gen Atem“), Stadtbaumeister
Kay Wannick, Stadtkämmerer
Franz Haselmayr, Oberrechtsrat
Richard Lodermeier und Ord-

nungsamtsleiter Josef Probst.
Laut Leitender Ministerialrätin
Gudrun Gmach, im Wirtschafts-
ministerium zuständig für Ver-
kehr auf Schiene und Straße,
steigert das Parkhaus den Anreiz
für die Bürger, vom Individual-
verkehr auf öffentliche Verkehrs-
mittel umzusteigen. Dies stelle
ein ganz wesentliches Ziel der
Verkehrspolitik der Staatsregie-
rung dar. Prognosen sähen einen
drastischen Zuwachs des Ver-
kehrs bis 2015 gegenüber 1999
um 26,6 Prozent für den Perso-
nenverkehr voraus, im Güterver-
kehr sogar um rund 60 Prozent.
Der P + R-Vertrag im AVV sei
gut zur Hälfte umgesetzt, was
die Zahl der Pkw- bzw. Fahrrad-
plätze betreffe. Von 26 Vorhaben
seien 14 verwirklicht.

Architekt Diplom-Ingenieur
Wolfgang Obel erläuterte den
„reinen Zweckbau“, der in her-
ausragender Lage eine hohe 
städtebauliche Qualität erfülle.
Das Parkhaus am Bahnhof, 100
Meter lang, 23 Meter breit mit
zwei Treppentürmen von 12,50
Meter Höhe könne als ein
„prächtiges Geschenk“ betrach-
tet werden. 

Mischbauweise

In Mischbauweise aus Pro-
filstahl und Stahlbeton errich-
tet, ruhe es auf etwa 1000 Me-
ter Bohrpfahllänge, völlig stüt-
zenfrei, mit einer 6,50 Meter
breiten Fahrbahn in der Mitte.
Hingewiesen wurde von Obel
auf Transparenz, Offenheit oh-
ne Nischen und dunkle Ecken,
klares Orientierungssystem
und vier behindertengerechte
Plätze. Sämtliche Rampen sei-
en im Einbahnverkehr zu be-
fahren. Dazu gehörten eine
Notrufanlage und Videoüber-
wachung, behindertengerech-
ter Aufzug und anprallsichere
Brüstungen.                        jdt

Neues Passauer Messepark-Areal:

Streif-Arena ersetzt
Nibelungenhalle 

Die Streif-Arena, besser bekannt unter dem Namen „Dreilän-
derhalle“, wurde jetzt in Passau offiziell ihrer Bestimmung
übergeben. Dieses Herzstück des neuen Messepark-Areals
kann nach Ansicht von OB Albert Zankl für das Oberzen-
trum Passau und die gesamte Region bis hinein zu den Nach-
barn Oberösterreich und Südböhmen „nicht hoch genug ein-
geschätzt werden“. Die Errichtung des Messeparks Passau-
Kohlbruck, der vor zehn Jahren noch als Bundeswehrkaser-
ne genutzt wurde, dürfe mit Fug und Recht als Meilenstein
der Passauer Stadtentwicklung bezeichnet werden.

In nur 18 Monaten ist ein neues Messe- und Veranstaltungs-
gelände entstanden, das seinesgleichen sucht. Die Kombination
aus einer Messehalle mit rund 3.000 m² Grundfläche und einem
Fassungsvermögen von bis zu 7.000 Zuschauern, der kürzlich
fertiggestellten Eis-Arena, die von der Passauer Bevölkerung
hervorragend angenommen wird und im Sommer für andere Ver-
anstaltungen genutzt werden kann, dem Messeparkhaus mit über
700 Stellplätzen und dem Freigelände mit rund 30.000 m² Aus-
stellungs- bzw. Veranstaltungsfläche macht laut OB Zankl die
besondere Attraktivität dieses Messeparks aus. Die Finanzierung
und damit der Bau dieser Halle, die die aus der Nazi-Zeit stam-
mende Nibelungenhalle ersetzt, wären nicht möglich gewesen,
wenn nicht 6 Mio. Euro aus dem europäischen Förderprogramm
INTERREG III A als Zuschuss gewährt worden wären. Insge-
samt beträgt die Gesamtinvestitionssumme für dieses gewaltige
Bauvorhaben rund 25 Mio. Euro. 

Während der Bauphase wurde die Arena der Einfachheit hal-
ber „Multifunktionshalle“ genannt, was technisch durchaus zu-
trifft. Das variable Raumteilungskonzept der Streif-Arena mit ei-
nem Hallen- und Galeriebereich und dem großzügigen Foyer ist
auf eine vielfältige und individuelle Nutzung ausgelegt. Die mo-
derne technische Ausstattung lässt keine Wünsche offen. Eine
mobile (Schall-)Trennwand, einschiebbare Tribünenelemente,
flexible Bestuhlungsvarianten, eine portable Bühne und ein gut
ausgestatteter Catering-Bereich eröffnen hervorragende Veran-
staltungsmöglichkeiten. Das Atrium des angeschlossenen Mes-
se- und Business-Centers ergänzt das Angebot um einen Aufent-
haltsbereich, der auch gastronomisch bedient werden kann.       DK
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Kommunale Zusammenarbeit beim Hochwasserschutz:

Handlungskonzept für
den Krumbach

Amberg. Während im vergangenen Jahr die große Hitze im
Sommer vielerorts zu Problemen führte, verursachte im Jahre
2002 das „Jahrhunderthochwasser“ in zahlreichen Regionen
Schäden in Millionenhöhe. Städte und Gemeinden nahmen
dies zum Anlass, im Bereich des Hochwasserschutzes aktiv zu
werden, um künftig gegenüber solchen Naturereignissen ge-
wappnet zu sein. Im Einzugsgebiet des Krumbaches im Gebiet
des Landkreises Amberg-Sulzbach und der Stadt Amberg ha-
ben sich vier Kommunen zusammengetan, um gemeinsam Lö-
sungen zu finden. Ende November wurde das Handlungskon-
zept „Vorbeugender Hochwasserschutz und Gewässerentwick -
lung für den Einzugsbereich des Krumbachs“ im Großen Rat-
haussaal des Amberger Rathauses vorgestellt.

Der Oberbürgermeister der
Stadt Amberg, Wolfgang Dan-
dorfer, sprach vom „ersten
großen interkommunalen Zu-
sammenarbeitsprojekt im Be-
reich des Hochwasserschutzes“
und dankte seinen Bürgermei-
sterkollegen Hans Drexler (Hir-
schau), Norbert Probst (Freu-
denberg) und Richard Gaßner
(Kümmersbruck) für deren Ko-

operationsbereitschaft. Ebenso
galt sein Dank den an dem Pro-
jekt beteiligten Institutionen,
der Direktion für Ländliche
Entwicklung mit Präsident Pe-
ter Czommer an der Spitze und
dem Wasserwirtschaftsamt Am-
berg mit Amtsleiter Günter
Schobert. „Das Freilegen des
Hochwassers kann nur koopera-
tiv und gemeinsam geschehen“,

machte OB Dandorfer deutlich.
Besonders die Auswirkungen

des Augusthochwassers 2002 in
Raigering hatten bei der Stadt
Amberg zu Überlegungen ge-
führt, Retentionsbereiche in
der Fläche, Naturschutzmaß-
nahmen und insgesamt eine Ge-
staltung des Krumbaches in die
Wege zu leiten.

Bürgerbeteiligung

Die weitere Planung wurde
an die Direktion für Ländliche
Entwicklung (Projektleitung:
Baudirektor Franz Sonnleitner)
gegeben, die ein Handlungs-
konzept mit Bürgerbeteiligung
sowie eine ganzheitliche Lö-
sung vorschlug und durch den
Verband für Ländliche Entwick-
lung Oberpfalz die Planung und
Umsetzung an das Planungs-
büro Spindler in Kastl und an
das Ingenieurbüro Weiß in
Neunburg v. Wald gab.

Kostenübernahme

Der Verband für Ländliche
Entwicklung Oberpfalz trägt 80
Prozent der Kosten, für die vier
Kommunen bleiben 20 Prozent.
Das Projekt betrifft eine Fläche
von insgesamt 3630 Hektar bei
einer Fließlänge des Flusses
von 14,3 Kilometer. Die Leis-
tungen beinhalten die Bestands-
erfassung, die Konfliktdarstel-
lung, Ziel- und Maßnahmen-
konzepte sowie Öffentlichkeits-
arbeit. Neben Vertretern der vier

Kommunen, der Direktion für
Ländliche Entwicklung und des
Wasserwirtschaftsamtes Am-
berg sind weitere Verbände aus
den Belangen Wasser und Bo-
den sowie das Landwirtschaft-
amt Amberg involviert. In ge-
meinsamen Sitzungen dieser
Einrichtungen wird das Projekt
bearbeitet, wobei auch weitere
Träger öffentlicher Belange
(z.B. Landschaftspflegeverband)
beteiligt werden können.

Rückhalteräume fehlen

Obwohl im Norden, also in
den ersten Fließkilometern, fast
alles noch in Ordnung ist, gibt
es bereits in der Nähe der Quel-
le Erosionen und es fehlen
Rückhalteräume. Sehr schwie-
rig gestaltet sich die Situation in
Raigering, wo über eine Verle-
gung des Sportplatzes nachge-
dacht wird. Zudem haben hier
viele Bürger sehr nahe an den
Fluss gebaut, er ist zum Teil in
Privateigentum, und aus dem
„krummen Bach“ wurde zur Er-
reichung einer höheren Lei-
stungsfähigkeit im Laufe der
Jahrhunderte ein gerader Fluss,
teilweise in Gestalt eines Ka-
nals. Der unberechenbare Re-
gen führte im Sommer 2002 zu
verhängnisvollen Ereignissen
mit sieben und mehr Kubikme-
ter Wasser pro Minute.

Maßnahmenpaket

Im Bereich des Flusses und
seiner Einzugsgebiete seien
Lösungen möglich, versicher-
ten die Vertreter der Planungs-
büros und der beteiligten Äm-
ter. Sie stellten ein Konzept mit
vielen Lösungsmöglichkeiten
vor, ein Maßnahmenpaket, das
im Laufe der nächsten Jahre
umgesetzt wird. Darin geht es

Krumbach Gärmersdorf: Zum Teil wurde in der Vergangen-
heit sehr nahe an den Fluss gebaut und der Fluss selbst be-
gradigt oder zum Kanal umgestaltet.

Foto: Direktion für Ländliche Entwicklung

Gesundheitsregion Oberfranken:

Mit Wasser heilen
Chancen für den Tourismus und Erholungsverkehr

Bayreuth (fpo)  - „Die Gesundheit wird immer teurer. In Ober-
franken gibt es viele Möglichkeiten, wirkungsvoll und oft kosten-
los etwas für das Wohlbefinden und zur Vorbeugung von Krank-
heiten zu tun. Heilbäder und die Anwendung von Heilwässern lie-
gen hier voll im Trend. Diese gibt es in Oberfranken in beein-
druckender Vielfalt“, betont Regierungspräsident Hans Angerer.

Warum also vorhandene Heil-
wässer nicht sinnvoll einsetzen?
Wo gibt es dieses in Oberfran-
ken? Wofür ist es gut?

Heilwässer sind reine, natür-
lich entstandene Grundwässer,
die geogen bedingt ein Mindest-
maß an Gasen, Mineralstoffen
oder Spurenelementen enthalten
müssen und deren gesundheits-
fördernde Wirkung wissen-
schaftlich nachgewiesen und
amtlich bestätigt wurde. Die Mi-
neralstoffzusammensetzung und
die mikrobiologische Beschaf-
fenheit wird durch unabhängige
Institute ständig kontrolliert.
Heilwasser unterliegt dem Arz-
neimittelgesetz. 

Bei Heilwässern unterscheidet
man folgende Arten: Eisenhal-
tige Wässer, jodhaltige Wässer,
schwefelhaltige Wässer, radon-
haltige Wässer, Säuerlinge und
fluoridhaltige Wässer, daneben
gibt es noch Thermalwasser und
die Sole. Die Sole zeichnet sich
durch einen besonders hohen Na-

trium- und Chloridgehalt aus.
Nachdem die Geologie in

Oberfranken sehr unterschiedlich
ist, sind hier auch die verschie-
densten Heilwässer zu finden:

Bad Rodach

Bad Rodach verfügt über zwei
Thermalbrunnen, mit 652 Meter
bzw. 1.000 Meter Tiefe. Der letz-
tere hat eine Wasseraustrittstem-
peratur von 35°C und einen ho-
hen Magnesium- und Calciumge-
halt. In einer renovierten und er-
weiterten Thermalbadelandschaft
kann man durch Baden und Be-
wegung in diesen Wässern samt
weiteren Anwendungen Linde-
rung bei folgenden Leiden erfah-
ren: Abnutzungserscheinungen
der Wirbelsäule und der Gelenke,
Erkrankungen des Skelettsystems
mit Verlust von Knochensub-
stanz, Weichteilrheumatismus,
Zustände nach Operationen und
Verletzungsfolgen am Bewe-
gungsapparat, rheumatische Er-

krankungen sowie Frauenleiden.

Bad Staffelstein

Die Obermain Therme ist ein
Thermalsolbad, in dem Wasser
aus über 1.600 Meter Tiefe mit ei-
ner Wassertemperatur von 52°C
und einem Solegehalt von 12 %
therapeutisch genutzt wird. Sie ist
die wärmste und stärkste Sole
Bayerns. Das Wasser ist als „Na-
trium-Chlorid-Thermalsäuerling“
anzusprechen und hilft, wenn
man darin badet, sich darin be-
wegt und weitere Anwendungen
nutzt, bei folgenden Erkrankun-
gen: Erkrankungen des Stütz- und
Bewegungsapparates, degenera-
tiv-rheumatische Erkrankungen
der Gelenke und der Wirbelsäule,
Nachbehandlung nach Operatio-
nen und Unfallverletzungen am
Bewegungsapparat, Restlähmun-
gen des peripheren Nervensy-
stems, Weichteilrheumatismus
und entzündlichen rheumatischen
Erkrankungen.

Bad Steben

Das Staatsbad Bad Steben ver-
fügt über drei unterschiedliche
Quellen. Die Max-Marien Quelle
ist ein „Calcium-Magnesium
Säuerling“, der die Nierenfunkti-
on anregt und sich bei Gicht und
Erkrankungen der ableitenden
Harnwege empfiehlt. Die Wie-
senquelle, ein „Calcium-Magne-
sium-Hydrogencarbonat Säuer-
ling“, unterstützt mit viel Magne-
sium, Kalium und Calcium den
Nerven- und Muskelstoffwechsel
sowie die Herz- und Kreislauf-
tätigkeit. 

Die Tempelquelle ist eine Ra-
donquelle, die entzündungshem-
mend bei Gelenkerkrankungen,
Rheuma und Arthrose wirkt. Alle
drei Wässer können kostenlos in
der Trinkhalle in Bad Steben kalt,
angewärmt oder warm in beliebi-
ger Menge genossen werden.

Eine Besonderheit ist die Max-
Marienquelle: Im Ortsteil Lange-
nau der Gemeinde Geroldsgrün
liegt an der Gemeindeverbin-
dungsstraße von Geroldsgrün
nach Steinwiesen der Trinkbrun-

nen dieser Quelle, an dem mit
mitgebrachten Trinkgefäßen das
Heilwasser genossen oder in Fla-
schen gezapft werden kann. 

Im Gesundheitszentrum Bad
Steben findet man mit den ge-
nannten Heilwässern, echtem Na-
turmoor und weiteren therapeuti-
schen Maßnahmen Linderung bei
Herz- und Gefäßkrankheiten,
rheumatischen Erkrankungen,
degenerativen Erkrankungen der
Gelenke und der Wirbelsäule,
nervösen Erschöpfungszuständen
und Frauenleiden.

Bad Alexandersbad

Bereits im Jahr 1741 wurde von
Markgraf Alexander die Luisen-
quelle, ein „Eisenhaltiger Säuer-
ling“ erschlossen. Zusammen mit
dem Naturhochmoor bildet sie die
Heilmittel, die zusammen mit viel-
fältigen anderen Anwendungen
bei folgenden Leiden Linderung
bringen: Herz-, Gefäß- und Kreis-
lauferkrankungen, Erkrankungen
des vegetativen Nervensystems,
Stress- und Erschöpfungszustän-
de, Erkrankung des rheumatischen
Formenkreises, degenerative Er-
krankungen der Gelenke und Wir-
belsäule, Osteoporose oder Gicht,
hormonelle Störungen. Die Lui-
senquelle kann im Markgräflichen
Schloss, im Bäderhaus und im
Haus des Gastes kostenlos getrun-
ken werden.

Hohenberg a. d. Eger

Im Egertal, unterhalb der Burg
Hohenberg, findet man die Caro-
linenquelle, einen „Eisenhaltigen
Säuerling“, der seit dem Jahr
1626 bekannt ist. Sie ist leider
noch nicht als Heilquelle aner-
kannt, aber frei zugänglich und
das Wasser kann mit mitgebrach-
ten Trinkgefäßen genossen oder
in Flaschen abgefüllt werden.

Fichtelberg

Im Kristall Kur- und Freizeit-
bad Fichtelberg kann in einem
Freibecken im radonhaltigen
Wasser der Ahornquelle, einer
staatlich anerkannten Heilquelle,

gebadet werden. Die Heilwässer
sind geeignet zur Gesunderhal-
tung, zur Vorbeugung von Mine-
ralstoffmangel, zur alleinigen
oder unterstützenden Behand-
lung von Krankheiten und zur
Linderung von Beschwerden.

Wie helfen die verschiedenen
Inhaltsstoffe der Heilwässer? Cal-
ciumhaltige Heilwässer sind gut
geeignet, dem Körper über den
Tag verteilt Calcium zuzuführen,
die Calciumversorgung zu ver-
bessern und dem Calciummangel
vorzubeugen. Sie sind nützlich
bei der Prävention und Therapie
der Osteoporose und helfen bei
chronisch-entzündlichen Erkran-
kungen des Magen-Darm-Trakts.

Fluoridhaltige Wässer dienen
der Kariesprophylaxe und tragen
zur Knochenhärtung bei. Hydro-
genkarbonathaltige Heilwässer
wirken säureneutralisierend im
Körper, z.B. im Magen und in
den Muskeln, helfen bei Sodbren-
nen, steigern die Harnsäureaus-
scheidung und beugen so der
Gicht und Harnsteinen vor.

Kohlensäurehaltige Heilwässer

dienen der allgemeinen Verdau-
ungsanregung und -förderung.
Magnesiumhaltige Heilwässer
beugen Magnesiummangel vor
und unterstützen die Herz-Kreis-
lauf-Funktionen. Natriumhaltige
Heilwässer regulieren den Blut-
druck und den Wasserhaushalt.
Sulfathaltige Heilwässer unter-
stützen das gesamte Verdauungs-
system, regen Darm, Leber und
Bauchspeicheldrüse an, fördern
die Schadstoffausscheidung der
Nieren und lindern Harnwegsin-
fektionen.

Nachdem ein Heilwasser in der
Regel neben dem Hauptinhalts-
stoff stets auch noch andere der
vorgenannten Stoffe beinhaltet,
liefert jedes Heilwasser auch wei-
tere lebenswichtige Mineralstoffe
und Spurenelemente.

Trinken von oder Baden in
Heilwasser sind eine gute und
günstige Möglichkeit, sich ge-
sund und fit zu erhalten. Darüber
hinaus bietet auch die Thermen-
landschaft Oberfrankens Erho-
lung und Wellness für alle Gene-
rationen.                                        fpo

um eine ökologische Gestal-
tung des Gewässerverlaufes
mit Reaktivierung der Retenti-
onsräume, die Rückhaltung des
Wassers in der Fläche und Ero-
sionsschutz im Einzugsbereich
des Flusses sowie um die Sa-
nierung bzw. Freilegung von
hochwassergefährdenden Sied-
lungsbereichen mit Schutz vor
einem hundertjährigen Ereig-
nis. 

Anhand einer Vielzahl von
Bausteinen soll das Konzept
dann umgesetzt werden, und
zwar in einem offenen Prozess

unter Einbindung der Bürger.
Im ersten Quartal 2004 soll es
eine Ausstellung der vorläufi-
gen Ergebnisse des Handlungs-
konzeptes geben. Im zweiten
Vierteljahr ist schließlich daran
gedacht, den Abschlussbericht
des Handlungskonzeptes vorzu-
legen.

Kleinere Maßnahmen sind je-
doch bereits in Angriff genom-
men worden. Dennoch ist das
Ganze, darüber waren sich die
Beteiligten einig, ein „Projekt,
für das man einen langen Atem
braucht.“            Markus Bauer

Ingolstadt:

Schonender Umgang
mit Trinkwasserreserven 

Im neu entstandenen Ingolstädter Baugebiet Etting-We-
sterberg II wurde neben der Trinkwasserversorgung eine
zentrale Versorgung mit Betriebswasser als bundesweit
einmaliges Modellprojekt gebaut. Bauherrn können sich
für die Gartenbewässerung und Toilettenspülung an dieses
Betriebswassernetz anschließen. Das Baugebiet umfasst
164 Parzellen und wird künftig rund 1.500 Einwohner im
neuen Ortsteil umfassen. 

Bürgermeister Albert Wittmann, der Initiator des Modell-
projekts, eröffnete gemeinsam mit Umweltreferent Fritz Bern-
hard, Tiefbaureferent Franz Pögl und Dr. Thomas Schwaiger
von der Wasserversorgung die Betriebswasserversorgung
beim ersten fertiggestellten Hausanschluss in der Lorenz-
Schmidt-Straße. 

Der Anschluss an das öffentliche Brauchwassernetz in Et-
ting-Westerberg ist kostenlos. Mindestens während der ersten
fünf Jahre wird keine Wasser- und Abwassergebühr für den
Betriebswasseranteil erhoben, so dass sich die geringfügigen
Erhöhungen der Baukosten im privaten Bereich binnen kurzer
Zeit amortisieren und langfristig Einsparungen sicherstellen. 

Die trockenen und heißen Wochen des vergangenen Som-
mers haben bei den Verbrauchern vermehrt den Wunsch nach
Alternativangeboten zum wertvollen Trinkwasser ausgelöst.
Neben dem zentralen Versorgungsmodell Etting-Westerberg
bieten die Stadtwerke Ingolstadt ein flächendeckendes Modell
für Hausbrunnen im Stadtgebiet an und versorgen darüber hin-
aus Großabnehmer mit entsprechenden Individuallösungen.
Zur Zeit werden mehr als 10 Prozent des gesamten Ingolstäd-
ter Wasserverbrauchs über Betriebswasseranlagen versorgt
und sparen damit weitere Entnahmen des für die Trinkwasser-
versorgung vorrangig eingesetzten Tiefenwassers.                DK

C-B-R 2004 in München:

Durchgängiges Freizeit-Konzept
Die Drei-Branchen-Messe C-B-R ist eine der führenden Pub-
likumsmessen für Freizeit und Tourismus in Deutschland und
findet vom 14. bis 18. Februar 2004 auf dem Gelände der
Neuen Messe München statt. Die C-B-R 2004, 35. Ausstellung
Caravaning-Wassersport-Tourismus, präsentiert sich heuer
mit neuer Laufzeit (fünf Tage) und verlängerten Öffnungszei-
ten. Mit ihrem durchgängigen Freizeit-Konzept bietet sie eine
unvergleichbare Plattform für alle Caravaning-, Wasser-
sport- und Tourismus-Fans. 

Nahezu jeder Reisemobil-Hersteller bietet eine so genannte
Einsteiger-Baureihe bei den Reisemobilen an. Hierbei handelt es
sich um Fahrzeuge, die absolut reisetauglich sind, denen jedoch
der große Komfort der teureren Modelle fehlt. Die Preisgestaltung
dieser Reisemobile beginnt meist bei rund 30.000 Euro. Präsen-
tiert werden einige der Einsteigermodelle. 

Natur erleben, Menschen begegnen und schöne Städte erkun-
den - das ist Pilgern auf dem Jakobsweg im Heiligen Jahr 2004.
Möglich ist das neuerdings auch in Bayern. Wo und wie Pilger-
reisende Körper, Geist und Seele in Einklang bringen können,
darüber gibt die Messe Aufschluss.

Wo und mit welcher Ausrüstung man am besten „eintaucht“, er-
fährt man auf der C-B-R 2004. Den Körper verwöhnen, den Geist
befreien, die Seele baumeln lassen - das ist es, was immer mehr
Urlauber in Ungarn suchen. Groß ist hier die Auswahl an Well-
ness-Ferien. Wer sich inspirieren lassen will, findet viele Urlaubs-
ideen beim Stand des Partnerlandes Ungarn.

Im Rahmen des C-B-R-Tourismus-Symposiums zum Thema
„Best-Ager im Tourismus - Tourismus mit Best-Agern“ beleuch-
ten u. a. international bekannte Tourismusforscher, Psychologen,
und Spezialreiseveranstalter dieses aktuelle Thema.                     DK
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Pressegespräch auf der acqua alta. V. l. n. r.: Werner Schmid
(Bayerischer Gemeindetag), Herr Assmann (Bayerischer Rund-
funk), Raimund Schoberer (Regierung der Oberpfalz), Bernd
Düsterdiek (Deutscher Städte- und Gemeindebund).                  ?

Bayerischer Gemeindetag/Hochwasserschutz:

Praxisnaher Ratgeber
für Kommunen

Auf der acqua alta, der Münchner Fachmesse für Klimafolgen
und Hochwasserschutz, wurde Ende vergangenen Jahres der
praxisnahe Ratgeber „Hochwasserschutz für Kommunen“
vorgestellt. Die vom Gemeindetag herausgegebene Broschüre
wendet sich an den kommunalen Praktiker und gibt ihm für
seine Arbeit vor Ort nützliche Informationen, Tipps und
Handlungsempfehlungen mit anschaulichen praktischen Bei-
spielen. Konsequent setzt der Ratgeber seinen Schwerpunkt
auf Maßnahmen an Gewässern dritter Ordnung, für deren
Unterhaltung und Ausbau die Gemeinden zuständig sind. In
Bayern handelt es sich hier immerhin um mehr als 60.000 Ki-
lometer Fließgewässer.

Das Interesse der Medien
konzentriert sich zwar regel-
mäßig auf die Überschwem-
mungen an den großen bayeri-
schen Flüssen Donau und
Main und die Hochwasserpe-
gel in Regensburg, Passau und
Würzburg. Doch gerade das
Pfingsthochwasser 1999 und
das Augusthochwasser 2002
haben den erheblichen Beitrag
der Abflusssituation der Sei-
tengewässer auf die Hochwas-
serentwicklung der großen
Flüsse verdeutlicht.

Trauriges Beispiel

Bei Gewässern der dritten
Ordnung stellen vor allem kur-
ze, sehr kräftige Regengüsse
eine Gefahr dar. Hier kommt
es häufig schon nach kurzer
Zeit zu enormen Abflussstei-
gerungen, die die Kapazitäten
der Bäche und Flüsse meist
schnell erschöpfen. Erhebliche
Gefahrenlagen und außerge-
wöhnlich hohe Schäden kön-
nen die Folge sein. Trauriges
Beispiel ist die Gemeinde Die-
dorf im Landkreis Augsburg.
Bei dem verheerenden Stark-
regenereignis Anfang Juni
2002 kamen dort drei Men-
schen ums Leben; in Privat-
haushalten entstanden Sach-
schäden in Höhe von rund 3,2
Millionen Euro.

Um in Zukunft ähnliche Ka-
tastrophen zu vermeiden, ist 
effizientes, vorausschauendes
Handeln der Gemeinden ge-
fordert. Im Mittelpunkt muss
dabei ein integrierter Hoch-
wasserschutz stehen, der sich
auf die drei Säulen natürlicher
Wasserrückhalt/vorbeugender

Hochwasserschutz, techni -
scher Hochwasserschutz und
weitergehende Hochwasser-
vorsorge stützt.

Vielfältige Möglichkeiten

Wie die Gemeinden in ihrem
Zuständigkeitsbereich integrier-
ten Hochwasserschutz betreiben
können, veranschaulicht der Rat-
geber. Die gemeindlichen Hand-
lungsmöglichkeiten sind vielfäl-
tig und reichen von der qualifi-
zierten Planung, über technische
Schutzmaßnahmen bis hin zu
Modellen der kommunalen Zu-
sammenarbeit. Soll Hochwasser-
schutz auf Dauer angelegt sein,
empfiehlt es sich für die Ge-
meinden, ein integriertes kom-
munales Hochwasserschutzkon-
zept aufzustellen und dieses ge-
gebenenfalls in einen Gewässer-
entwicklungsplan zu integrieren.

Erste Säule

Im Bereich der ersten Säule
des integrierten Hochwasser-
schutzes, dem natürlichen
Wasserrückhalt, geht es vor-
rangig um Maßnahmen im
Einzugsgebiet, die zu einer Er-
höhung der Speicherfähigkeit
und einer Verminderung der
A b f l u s s g e s c h w i n d i g k e i t
führen. Hier kann die Gewäs-
serentwicklungsplanung ein
hilfreiches Instrument für den
vorbeugenden Hochwasser-
schutz der Gemeinden sein.
Der Gewässerentwicklungs-
plan (GEP) zielt zunächst
zwar nur auf fachgerechte
Pflege-, Unterhaltungs- und
Ausbaumaßnahmen für ein
einziges Gewässer. Es er-

scheint jedoch empfehlens-
wert, alle zu einem Einzugs-
gebiet in einer Gemeinde
gehörenden Gewässer gemein-
sam zu betrachten. Der GEP
kann aufzeigen, wo ein Was-
ser- bzw. Nährstoffrückhalt
notwendig ist, wo Gewässer
naturnah umgestaltet werden
sollen und wo technischer
Hochwasserschutz erforder-
lich ist. 

Renaturierung

Die Renaturierung von Bä-
chen bzw. die Erhaltung ihres
naturnahen Zustandes ist ein
wirksames Mittel für den Was-
serrückhalt und die Abfluss-
minderung. Der naturnahe
Ausbau schafft somit nicht nur
Lebensräume für Tiere und
Pflanzen; Uferstreifen mit
standortgerechter Vegetation
halten auch Nährstoffe und
Oberboden zurück, fördern die
Selbstreinigungskraft der Ge-
wässer und tragen somit ins-
gesamt zum vorbeugenden
Hochwasserschutz bei. Selbst
unter Kostengesichtspunkten
ist die Wiederherstellung na-
turnaher Zustände sinnvoll.

Sinnvolles Abwägen

Dennoch reicht die Was-
serrückhaltung in der Fläche
allein in der Regel für einen
wirksamen Hochwasserschutz
nicht aus. Die Ergänzung
durch Maßnahmen des techni-
schen Hochwasserschutzes,
wie beispielsweise den Aus-
bau von Bachbetten, die Anla-
ge von Flutmulden, den Bau
von Hochwassermauern und
Rückhaltebecken oder bauli-
che Vorkehrungen an gefähr-
deten Gebäuden, ist dann un-
erlässlich. Baulicher Hoch-
wasserschutz ist teuer. Auf-
wand und Nutzen sollten des-
halb schon in der Frühphase
der Planung sehr sorgfältig ab-
gewogen werden. 

Vorausschauender Hoch-
wasserschutz der Gemeinden,
die dritte Säule des integrier-
ten Hochwasserschutzes, muss
bei einer Bauleitplanung an-
setzen, die die Ziele der

überörtlichen Raumordnung
und der wasserrechtlichen
Fachplanung sinnvoll ergänzt.
Die kommunale Bauleitpla-
nung ist zwar bereits durch die
Landesplanung, insbesonde-
re durch die Ausweisung von
Vorranggebieten für den Hoch-
wasserschutz in den Regional-
plänen, und die wasserrechtli-
che Festsetzung von Über-
schwemmungsgebieten ge-
bunden.

Doch zusätzlich zu diesen
Bindungen müssen sich die
Gemeinden bei der Aufstel-
lung von Bauleitplänen bei ih-
rer Abwägung sorgfältig mit
eventuellen Hochwassergefah-
ren und dem erforderlichen
Hochwasserschutz auseinan-
dersetzen. Dabei wird den Be-
langen der Sicherheit der
Wohnbevölkerung, dem Schutz
von Eigentum und Infrastruk-
tur sowie der Bewahrung
natürlicher Rückhalteflächen
großes Gewicht zukommen. 

Zahlreiche Zweckverbände

Da sich Gewässer der dritten
Ordnung und ihre Einzugsge-
biete häufig auf das Gebiet
mehrerer Gemeinden erstrek-
ken, bietet sich im Bereich des
Hochwasserschutzes die inter-
kommunale Zusammenarbeit
geradezu an. Wie zahlreiche
G e w ä s s e r u n t e r h a l t u n g s -
Zweckverbände zeigen, ma-
chen Gemeinden hiervon auch
bereits regen Gebrauch. 

Mitwirkung der Bürger

Effektive Hochwasservor-
sorge berührt regelmäßig auch
die Belange, Rechte und Inter-
essen einzelner Bürger. Ihre
Einsicht, Akzeptanz und Mit-
wirkungsbereitschaft ist daher
in vielen Fällen eine wesentli-
che Voraussetzung für die zü-
gige und konsequente Umset-
zung von Plänen und Schutz-
maßnahmen. Eine optimale Öf-
fentlichkeitsarbeit ist für die
Gemeinden deshalb unerläss-
lich.

Ziel sollte sein, aus poten-
ziell von Schutzmaßnahmen
betroffenen Bürgern Beteiligte
oder gar Verbündete werden
zu lassen. Dass dies möglich
ist und wie die Eigenverant-
wortung der Bürgerinnen und
Bürger geweckt und gestärkt
werden kann, zeigt der Praxis -
ratgeber des Bayerischen Ge-
meindetags ebenfalls am Die-
dorfer Beispiel.                   DK

München blüht auf 
2005 wird die BUGA zum Zugpferd für

Bayerns Tourismus
Mit der Bundesgartenschau München 2005 findet nach der
IGA (Internationale Gartenbauausstellung) 1983 im Westpark
zum zweiten Mal eine Gartenschau in München statt: Diesmal
als sommerlanges Einweihungsfest für den städtebaulich zu-
kunftsweisenden, neuen Stadtteil Messestadt Riem. Zum zwei-
ten Mal präsentierte sich jetzt die BUGA auf dem incoming-
Tag des Fremdenverkehrsamtes der Stadt München den Tou-
rismus-Fachleuten. 

Der Standort ist einmalig: acht
Kilometer vom Marienplatz ent-
fernt und auf dem ehemali-
gen Flughafengelände München-
Riem im neuen Landschaftspark.
Nicht nur für die Bewohner der
Messestadt ist die BUGA ein
Grund zum Feiern; neben Mün-
chen profitiert ganz Bayern von
dem Touristen-Magnet BUGA 05:
Vier Millionen Besucher werden
vom 28. April bis zum 9. Oktober
2005 auf der BUGA erwartet. 

Um die Besucher nach Mün-
chen zu locken, kooperiert die
BUGA 05 eng mit den Touris -
musverbänden Bayerns und mit
dem Fremdenverkehrsamt der
Stadt München. „Mit dem
Fremdenverkehrsamt haben wir
einen hervorragenden Partner,
um die Bundesgartenschau
München 2005 auch über die
Grenzen Bayerns hinaus zu ver-
markten“, bestätigt BUGA-Ge-
schäftsführer Hanspeter Faas.

Dass die BUGA 05 eine ganz
neue, andere Gartenschau wird
als ihre Vorgängerinnen, veran-
schaulicht nicht nur das Kon-
zept, es schlägt sich auch in den
Preisen nieder: Besonders Fa-
milien sind willkommen, wie
sich an den außergewöhnlich
günstigen Kinderkarten für nur

drei Euro ablesen lässt. Erwachse-
ne zahlen für eine Tageskarte 14
Euro, 65 Euro kostet die Dauer-
karte, Kinder bekommen die Dau-
erkarte für nur 20 Euro. Im Vor-
verkauf, der am 28. April 2004
und damit genau ein Jahr vor Be-
ginn der BUGA startet, sind die
Tickets sogar noch günstiger. 

„Perspektivenwechsel“

Das Motto der BUGA 05, der
„Perspektivenwechsel“, ist auf
vielfältige Art und Weise reali-
siert: Zum Beispiel im „Zel-
lengarten“, wo mikroskopische
Strukturen riesig groß werden
und der Besucher die Welt aus
dem Blickwinkel einer Ameise
erleben kann oder mit der Seil-
bahn, in deren Kabinen die Be-
sucher wie Vögel in 25 Metern
Höhe über das Gelände fliegen. 

Die BUGA 05 wird übrigens
erstmals eine „Bade-BUGA“,
14 Hektar frisch angelegter Ba-
desee laden ein, die Badehose
auszupacken. Und zu einem
einmaligen Gartenfest wird die
BUGA neben traumhafter Blü-
ten und Blumen auch dank zahl-
reicher Kulturereignisse, wie
Theater, Konzerte, Lesungen,
Sport- und Kinderangebote.    ?

Gartenpflegevereinigung Schwandorf:

Integrierter Pflanzenschutz
im Visier

Zur alljährlichen Fachtagung der Gartenpfleger des Land-
kreises Schwandorf waren knapp 200 interessierte Experten
gekommen, um u.a. den Vortrag von Diplomgärtner und
Fachjournalist Adalbert Griegel zu verfolgen. Griegel ermun-
terte die Zuhörer in anschaulicher Weise, den „Integrierten
Pflanzenschutz“ im Hausgarten ernst zu nehmen und alles zu
versuchen, die chemische Keule nicht benützen zu müssen.

Besonders wichtig sei die
Sortenwahl, da es hier schon
eine ganze Reihe von resisten-
ten oder krankheitstoleranten
Pflanzen gebe. Auch die richti-
ge Kultur der Pflanzen im Gar-
ten, angefangen mit der Bo-
denbeschaffenheit, dem richti-
gen Gießen und Düngen bis
hin zu Schnittmaßnahmen, sei
äußerst wichtig.

Die „rechte Hand“

Landrat Volker Liedtke
sprach auch in seiner Funktion
als Kreisvorsitzender der Gart-
ler den Gartenpflegern seinen
Dank für die Unterstützung aus
und erwähnte die Notwendig-
keit von ausgebildeten Fachleu-
ten in den Gartenbau- und Orts-
verschönerungsvereinen sowie
deren Bedeutung als „rechte
Hand“ der Kreisfachberater. Die
gesunde, vitaminreiche Ernäh-
rung mit Produkten aus dem ei-
genen Garten sei von großer
Bedeutung und der ökologische

Anbau liege voll im Trend. Der
Landrat erinnerte daran, dass
es vor Jahren nur sehr schwer
zu vermitteln gewesen sei, wie
wichtig der Obst- und Gemü-
segarten ist. Das habe sich aber
nunmehr grundsätzlich gewan-
delt.

Der wiedergewählte Vorsit-
zende Frank Pabst erinnerte
daran, dass die Vereinigung im
Jahre 1956 vom damaligen
Kreisfachberater und heutigem
Ehrenmitglied Werner Kraml
gegründet wurde. Damals wa-
ren es 11 Baumwarte und heute
habe sich die Vereinigung mit
491 Mitgliedern zur stärksten
Vereinigung ihrer Art in ganz
Bayern gemausert. 

Das kommende Jahr wollen
die Gartenpfleger auch unter
das Motto „Gemüse aus dem
eigenen Garten“ stellen. Ge-
plant ist eine Reise zu den
Schlössern an der Loire sowie
nach Deutenkofen zur dortigen
Lehr- und Versuchsanstalt für
Obstbau.                                 DK
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Der Alleskönner - 
Geräteträger BOKIMOBIL 1151
Kommunalfahrzeuge für den Einsatz zu jeder Jahreszeit stellt
die Kiefer GmbH, 84402 Dorfen, her. Das BOKIMOBIL verbin-
det kompakte Abmessungen, totale Wendigkeit und starke Lei-
stung. Das Schmalspurfahrzeug eignet sich besonders für Arbei-
ten auf engstem Raum wie Reinigung und Instandhaltung von
Altstadtbereichen und Fußgängerzonen, aber auch für den Win-
terdienst und ganz besonders für den Mäheinsatz. 

Neben den hydrostatisch be-
triebenen Fahrzeugen HY 1251 /
1351 stellt die Kiefer GmbH seit
kurzem das BOKIMOBIL Kom-
munalfahrzeug 1151 mit Schalt-
getriebe her. Serienmäßig stehen
fünf Vorwärts- und ein Rück-
wärtsgang zur Verfügung, optio-
nal kann das Fahrzeug mit einem
Untersetzungsverteilergetriebe
ausgerüstet werden, damit ver-
fügt es über zehn Vorwärts- und
zwei Rückwärtsgänge. Der
kraftvolle 106 PS - Motor erfüllt
selbstverständlich die Euro-3-
Norm. Auch auf einen Allradan-
trieb braucht nicht verzichtet
werden. Das BOKIMOBIL 1151
läuft 100 km/h schnell. Der seri-
enmäßige Radstand beträgt 2,20
m und kann auf 2,6 m verlängert
werden.

Universeller Einsatz

Mit seinem serienmäßigen 3-
Seiten-Kipper ist das BOKIMO-
BIL 1151 als Transporter mit ei-

nem zulässigen Gesamtgewicht
von vier Tonnen, optional sogar
fünf Tonnen, universell einsetz-
bar. Aber nicht nur das: Das
Schnellwechselsystem sorgt da-
für, dass die gleichen Anbau-
geräte wie bei den Hydrostaten
in kürzester Zeit am BOKIMO-
BIL 1151 zum Einsatz kommen
können. Hierfür steht eine optio-
nale Zusatzhydraulik, die von ei-
nem kupplungsunabhängigen
Nebenabtrieb versorgt wird, zur
Verfügung. Die Bedienung er-
folgt bequem über den Joystick-
Schalthebel. Und so wird das
Fahrzeug zum wahren Alleskön-
ner.

Sinnvolle Ergänzung

Im Transportbereich kann das
Gerät durch eine Schwenk-Con-
tainer-Anlage ergänzt werden.
Damit können 1100 Liter-
Behälter transportiert und ent-
leert werden. 

Für die kommunale Land-

schaftspflege stehen verschiede-
ne Anbaugeräte zur Auswahl,
vom Sichelmähwerk mit Gras-
und Laubsaug-Container ein
Schlegelmähwerk bis hin zur
Wildkrautbürste.

Viele Einsatzmöglichkeiten

In der Straßenreinigung hat
der Geräteträger ebenfalls beste
Einsatzmöglichkeiten. Es steht
eine Kehrsaugmaschine zum
Anbau bereit, die in der Straßen-
und Gehsteigpflege hervorra-
gende Dienste leistet. Wahlweise
kann auch eine Vorbaukehrma-
schine verwendet werden. Selbst
für die Müllentsorgung kann das
Fahrzeug eingesetzt werden: mit
Hilfe einer Müllpressanlage kön-
nen Mülltonnen dort abgeholt
werden, wo die normalen Müll-

In der Straßenreinigung bietet das BOKIMOBIL 1151 eben-
falls beste Einsatzmöglichkeiten.                                                   ?

fahrzeuge nicht hinkommen wie
z.B. im engen Altstadtbereich,
im Friedhofsbereich etc. Für den
Fußgängerbereich sei noch die
Gieß- und Bewässerungsanlage
oder auch die Schwemmanlage
erwähnt.

Umrüstung möglich

Auch für den professionellen
Winterdienst ist das BOKIMO-
BIL bestens gerüstet. Dort kom-
men Schneefräse und -pflug so-
wie Walzenstreuer mit zuschaltba-
rem Streuteller zum Einsatz. Spe-
ziell der Gehweg- und Radwegbe-
reich ist ein Einsatzgebiet, den
viele andere Fahrzeuge nicht ab-
decken können. Das BOKIMO-
BIL 1151 mit einer Breite von nur
1,40 m ist aber ideal dafür.

Sämtliche Geräte können im
Ein-Mann-Betrieb bedient und
umgerüstet werden. Dies macht
das BOKIMOBIL 1151 zu ei-
nem der vielseitigsten und auch
zu einem der wirtschaftlichsten
Fahrzeuge im Schmalspurbe-
reich. ?

Flughafenfeuerwehr Nürnberg:

Umweltfreundliche
Übungen

Brände von flüssigem Treibstoff sind für Feuerwehren an
Flughäfen eine der größten Herausforderungen. Flammen-
höhen von zehn Metern und mehr und die dadurch entstehen-
de Hitze bedeuten eine extreme Belastung für die Einsatzkräf-
te. Nur gut geschultes Personal kann solche Herausforderun-
gen bestehen.

Bisher übte die Feuerwehr am
Airport Nürnberg den Ernstfall
an Brandbecken mit entzünde-
tem Kerosin. Das brachte zwar
den gewünschten Effekt, stellte
aber allein schon durch die rie-
sigen Rauchfahnen eine Um-
weltbelastung dar. Mit einer
computergesteuerten, gasbetrie-
benen Flächenbrand-Simulati-
onsanlage wird der Rauchaus-
stoß nun auf ein Minimum re-
duziert. Dank großer Zisternen
kann zudem das Löschwasser
aufgefangen und wiederver-
wendet werden.

Brandschutz

Realitätsnahe Übungen für
den Flugzeugbrandschutz sind
international gefordert und vor-
geschrieben. Das Verwenden
von Kerosin bringt dabei aber
eine Vielzahl von Nachteilen
mit sich: Allein die Vor- und
Nachbereitung der Brandwanne
dauert oft Stunden, und die Ko-
sten für die Entsorgung stiegen
in den letzten Jahren beachtlich.

Neue Simulationsanlage

Die Umweltbelastungen durch
Emissionen und Verunreinigun-
gen des Erdreichs veranlassten
den Airport Nürnberg schließ-
lich, die neue Simulationsanla-
ge durch den Marktführer Symp-
tron GmbH einrichten zu lassen,
die weltweit bereits 400 Feuer-
löschübungsanlagen installiert
hat. „Mit dieser Anlage können
wir unserer Verpflichtung nach-
kommen, unser Personal unter
optimalen Bedingungen zu trai-
nieren, ohne die Umwelt zu be-
lasten“, zeigt sich Flughafen-
Geschäftsführer Karl-Heinz
Krüger zufrieden.

Die 120 Quadratmeter umfas-

sende Simulationsanlage be-
steht aus einem Schotterbett,
unter dem zunächst 12 und spä-
ter auf 24 aufzustockende Me-
tallrahmenfelder verborgen sind.
Diese Felder sind perforiert und
lassen unter Hochdruck (12 bar)
flüssiges Propangas ausströ-
men. Jedes dieser mit Sensoren
und Wärmefühlern ausgestatte-
ten Felder lässt sich vom Steue-
rungscomputer aus einzeln re-
gulieren und kann bis zu 20 Me-
ter hohe Flammen erzeugen.

Der Ernstfall

Im Ernstfall würden die Ein-
satzkräfte der Flughafenfeuer-
wehr (60 Mitarbeiter) aus den
12.000-Liter-Tanks ihrer Flug-
feldlöschfahrzeuge einen film-
bildenden Spezialschaum sprit-
zen, um das lodernde Flugben-
zin zu ersticken. Die neue Si-
mulationsanlage macht nun den
Verzicht auf den teuren und
ebenfalls umweltbelastenden
A3F-Schaum möglich: Der
Computer ist so programmiert,
dass er das Feuer auf das einge-
setzte Löschwasser entspre-
chend stärker reagieren lässt:
Die Flammen erlöschen wie un-
ter einem Schaumteppich. Laut
Brandinspektor Gerhard Berndt,
Leiter der Flughafenfeuerwehr,
können dadurch Einsätze wie
unter realen Bedingungen exakt
simuliert werden. Ein während
des Übungseinsatzes vom Com-
puter erstelltes Protokoll erlaubt
es außerdem, die Einsatzqualität
jedes Beteiligten aufzuschlüs-
seln und den Kollegen gegebe-
nenfalls nachzuschulen. 

Ein Novum

Eine 24 Kubikmeter fassende
Zisterne sammelt das Lösch-
wasser, das dann für weitere
Einsätze wiederverwendet wer-
den kann. Dieses Löschwasser-
Recycling ist ebenfalls ein No-
vum im Rahmen des Umwelt-
schutzengagements am Airport
Nürnberg.

Die Simulationsanlage kann
später mit einem sogenannten
Mokup nachgerüstet werden:
Dabei handelt es sich um eine
Flugzeugattrappe mit einem
Fahrgestell und einer Triebs-
werksgondel, an denen der Ein-
satz wirklichkeitsnah erprobt
werden kann.                           DK

35. FREIZEIT - Garten + Touristik in Nürnberg:

Eldorado rund um
Freizeitthemen

Vom 28. Februar bis 7. März 2004 öffnet die FREIZEIT - Gar-
ten + Touristik in der Messe Nürnberg zum 35. Mal ihre Pfor-
ten. Die Veranstaltung gehört zu den größten und besucher-
stärksten Messen ihrer Art in der Bundesrepublik und wird
den Besuchern wieder viele Anregungen für die schönste Zeit
des Jahres liefern und einen Überblick über die Neuheiten der
freizeitorientierten Branchen verschaffen. 

Mit der weltweit einzigartigen
Schau „Tutenchamon - die Schät-
ze der Pharaonen“ setzt die Nürn-
berger Freizeitmesse im Jahr
2004 ein neues Glanzlicht. Im
Mittelpunkt dieser spektakulären
Präsentation stehen rund 300 de-
tailgetreue Nachbildungen der
sagenhaften Schätze aus der
Grabkammer Tutenchamons. Sie
ermöglichen einen Einblick in 
die geheimnisvolle Geschichte 
Ägyptens, in die pharaonische
Kunst, den Glauben und die
Hochkultur der alten Ägypter.

Einer der größten Angebotsbe-
reiche der Messe widmet sich den
Themen Camping und Carava-
ning. In Halle 7A stellen Herstel-
ler und ihre regionalen Handels-
partner die neuesten Reisemobile,
Caravans und Motorcaravans so-
wie Zelte und Campingbedarf
vor. Verbände und Organisatio-
nen wie der ADAC, der Deutsche
Campingclub oder die „Kirche
unterwegs“ bieten darüber hinaus
vielfältige Informationen rund
um die mobile Freizeit. 

Internationaler Reisemarkt

Ganz vorne in der Besucher-
gunst rangiert jedes Jahr der „In-
ternationale Reisemarkt“, der
diesmal in Halle 6 ein breites
Spektrum an Urlaubsangeboten
bereithält, von der Naherholung
über Urlaub in deutschen Ferien-
gebieten bis hin zum Urlaub in
europäischen Ländern und Fern-
reisen. Reiseveranstalter, Ur-
laubsregionen und Reisebüros
haben für nahezu jeden Anspruch
das passende Angebot. Ob man
sich nun bei einem Wellnessur-
laub von Kopf bis Fuß verwöh-
nen lassen möchte, einen Erleb-
nis- oder Abenteuerurlaub bevor-
zugt, am liebsten erholsame Tage
am Meer verbringt oder seine Fe-
rien mit sportlichen Aktivitäten
verbinden möchte - das riesige
Angebot des Internationalen Rei-
semarktes lässt keine Wünsche
offen. 

Partnerland Türkei

Die Türkei wird sich diesmal
als offizielles Partnerland vorstel-
len und in Zusammenarbeit mit
dem Türkischen Generalkonsulat
unter dem Titel „Merhaba Türkei
- Willkommen bei Freunden“ in
eine stimmungsvolle Erlebnis-
welt einladen. Mit dabei sind
auch Nürnbergs Partnerstadt An-
talya und Schwabachs Partner-
stadt Kemer. 

Mit dem größten Gartenforum
dieser Art in Nordbayern wendet
sich die Messe an Hobbygärtner,
Blumen- und Pflanzenliebhaber.
Im „Grünen Infozentrum“ wer-
den zahlreiche Verbände und Or-
ganisationen ihre Informationen
und Dienstleistungen sowie eine
qualifizierte Beratung zu den un-
terschiedlichen Bereichen der
Gartengestaltung und -pflege an-
bieten. Ein reichhaltiges fachli-
ches Angebot hält der „Garten-
Markt“ bereit, darüber hinaus
gehören schöne Accessoires für
eine individuelle Gartengestal-
tung zum Angebot. In der „Gar-
tenWerkstatt“ bieten Profi-Gärt-
ner fachkundigen Rat und man
kann sich über Produktneuhei-
ten und neueste Gartentrends
informieren. Die kleinen Mes-
sebesucher werden im „Spiel-
Raum Garten“ spielerisch an
das Gartenthema herangeführt. 

Wassersportanhänger kom-
men in Halle 4 auf ihre Kosten,
denn hier kann man sich über

die neuesten Motorboote, Se-
gelboote, Schlauchboote, Ka-
jaks, Paddelboote, Zubehör,
Wassersport- und Freizeitbe-
kleidung informieren. Dem be-
liebten Urlaubs- und Freizeits-
port Tauchen widmet sich in der
Fun & Action Area die Tauch-
sportschau. Im riesigen Tauch-
turm können die Besucher beim
Schnuppertauchen mitmachen
und bei interessanten Vor-
führungen Wissenswertes rund
ums Tauchen erfahren. Dazu gibt
es Informationen und Angebote
zur Tauchausbildung, zur Tauch-
ausrüstung und zu speziellen
Tauchreisen. Ein Schießstand
der Sportschützen, Beteiligun-
gen von Modellbauclubs und
weitere Aktivitäten runden das
Programm ab.                               ?

Garten München 2004:

Breites Spektrum
Die Garten München, die Fachveranstaltung und Verkaufs-
ausstellung für alle Blumen und Gartenfreunde, beginnt heuer
zeitgleich mit der Internationalen Handwerksmesse auf der
Neuen Messe München am 4. März. Seit Bestehen ist die jähr-
lich stattfindende Garten München eine der beliebtesten grü-
nen Messen in Süddeutschland. Sowohl Fachbesucher als auch
Endverbraucher finden hier ein umfassendes Angebot. 

Mit rund 300 Ausstellern bietet
die Garten München ein breites
Spektrum zum Thema Blumen
und Pflanzen, Haus und Garten.

Breites Spektrum

Schon das Angebot an Pflan-
zen und Sämereien umfasst na-
hezu alles, was die Botanik be-
reithält - seien es Zier- oder
Nutzpflanzen, heimische Sträu-
cher oder exotische Orchideen.
Dazu kommen noch vielfältige
ergänzende Bereiche wie „Alles
für die Gartengestaltung“: Ge-
wächshäuser, Gartenlauben, Gar-
tenmöbel, Gartengeräte, Teiche
und vieles mehr. Wer immer

sich mit Garten- und Land-
schaftsbau befasst - sei es als
Profi oder Amateur -, findet 
hier einen hervorragenden
Überblick.

Ökologischer Anbau

Eine zunehmend wichtige
Rolle spielen auch ökologischer
Anbau und Naturprodukte. Die
Themen reichen von der tägli-
chen Ernährung bis zu Heil-
pflanzen. Und nicht zuletzt fin-
det sich Interessantes und De-
koratives für Haus und Garten -
wie Schnittblumen und Flori-
stik-Artikel, Textilpflanzen oder
Trockenblumen.                      DK



29. 01. 2004 AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNENGZ 11

„Einmal im Jahr muss ein
kleines Dankeschön sein."
Mein Chef, der Bürgermeister,
legte die Stirn in Falten, als er
die kritischen Leserbriefe las,
die den Sinn des Neujahrs-
empfangs der Stadt in Frage
stellten.

Klar, es sind immer die glei-
chen beckmesserischen klei-
nen Stänkerer, die sich an sol-
chen Themen aufhängen und
denen es eigentlich gleich ist,
ob sie gegen den Euro, die Bundesregierung,
die neue Rechtschreibung oder Hundekot auf
Gehwegen schreiben; Hauptsache, ihr Gefühl,
dass alles schlecht und mistig ist, können sie
anderen mitteilen. Hajo Klein hat eine längere
Suada abgeliefert, um sich wieder mal als
Schattenbürgermeister in Szene zu setzen,
Fanny Bacher quatscht auch mit, wenngleich
nicht offen, sondern in Partisanenmanier im
Wirtshaus.

Dennoch ist es eine legitime Frage, ob so ein
städtischer Empfang noch in die Landschaft
passt, wenn alles kürzt und streicht und spart.
Die Staatsregierung hat ja ihre Empfänge ge-
strichen, ganz so als wäre 2004 kein Jahr, auf
das man sich freuen könnte oder das man feiern
sollte. Aber der Vergleich hinkt ebenso wie der
zwischen dem Tagesgericht in unserer „Post“
und dem Achtgängemenü in einem Fresstem-
pel im Chiemgau. So ist es sicherlich ein kluges
Zeichen der Bescheidenheit, wenn Staatsakte in
den edlen Räumen der Residenz, mit fracktra-
genden Ministern und Staatssekretären und all
den Leuten, die einen immer wieder im Fernse-
hen und in der Zeitung anlächeln, in einem
schwierigen Jahr mit vielen vermeintlichen Zu-
mutungen für alle möglichen Gruppen ausfällt,
auch wenn diese Ereignisse für viele der nicht
prominenten geladenen Gäste aus ganz Bayern
immer wieder unvergessliche Höhepunkte in ei-

nem von viel ehrenamtlicher
Arbeit gekennzeichneten Le-
ben sind. 

Wir dagegen haben wie je-
des Jahr in unserer den Char-
me der achtziger Jahre atmen-
den Stadthalle einen von der
Sparkasse gesponserten Häpp-
chenstand gehabt, Bier und
Wasser spendierte unsere
Brauerei und die Leute kamen
so kunterbunt, wie es halt un-
serer lebendigen Stadtgesell-

schaft entspricht. Die Notare und Anwälte in
gedecktem Tuch, manche Dame hatte etwas zu
prononciert Anlehnung an eine Modezeitschrift
vom vergangenen Jahr gesucht, der Stadthei-
matpfleger kam in der von ihm rekonstruierten
Bürgertracht und unser Archivar mit den aus-
gebeulten Cordhosen, die mit ihm wahrschein-
lich verwachsen sind.

Kurz: Alle, die sich mit der Stadt und den
Leuten hier verbunden fühlen, haben sich im
Anschluss an die nach innen gerichteten Weih-
nachtstage eingefunden, um zu demonstrieren,
dass man auch in den kommenden zwölf Mona-
ten wieder zusammenstehen will. Und vielen,
die bescheiden und ohne viel Aufhebens um sich
zu machen, für andere da sind - von der Ge-
meindeschwester der Diakonie über die Leite-
rin der Nachbarschaftshilfe bis zu den Schul-
fördervereinen - kann einmal im Jahr Danke
gesagt werden.

Und deshalb wollen wir es weiter so halten,
dass wir im Städtchen zum Jahresauftakt an das
alte Jahr anknüpfen und den Start in das neue
Jahr mit einem geselligen Beisammensein be-
gehen. Für die Stellungnahme des Bürgermei-
sters zu den Leserbriefen habe ich ihm ein Ka-
lenderblatt mit einem Satz von Ernst Hauschka
herausgesucht: „Viele Missverständnisse ent-
stehen dadurch, dass ein Dank nicht ausgespro -
chen, sondern nur empfunden wird.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Vom Sinn des
Neujahrsempfangs

Altöttings Landrat Erwin Schneider:

Klares Bekenntnis zu
Landkreis-Krankenhäusern

Ein klares Bekenntnis zum Erhalt der beiden Krankenhäu-
ser Altötting und Burghausen hat Landrat Erwin Schnei -
der beim traditionellen Dreikönigstreffen des CSU-Orts-
verbandes Halsbach gegeben. 

Landrat Schneider erteilte ei-
nem Klinik-Verkauf an private
Betreiber eine Absage. Diese
privat geführten Kliniken gin-
gen oft den einfachen Weg, ko-
stenintensive Behandlungsfälle
aus wirtschaftlichen Gründen
mit dem Hinweis der ungenü-
genden Spezialisierung  an an-
dere Häuser zu überweisen.
Schneider sprach sich für den
Erhalt eines flächendeckenden
Netzes öffentlicher Kliniken
aus. Um dieser Verantwortung
gerecht zu werden, würden die
Kliniken im Landkreis umstruk-
turiert, was nicht selten mit har-
ten Diskussionen verbunden sei.

Anschlusskonzept 

Was die Auflösung der Kran-
kenpflegeschule in Burghausen
anbelangt, ließ der Landrat
anklingen, dass derzeit bereits
über ein Anschlusskonzept für
eine Bildungseinrichtung in
Burghausen gesprochen werde.
Er zeigte sich davon überzeugt,
„dass wir, ohne die Qualität zu
verschlechtern, weitere Ein-
sparungen erzielen können“.
Die bisherigen Maßnahmen
brächten eine Kostenminderung
von zwei Millionen Euro jähr-
lich; dennoch bleibe für 2004
ein zu erwartendes Defizit von
vier Millionen Euro. 

Die seit 1993 bestehende
Budgetierung der Krankenhäu-
ser durch die Krankenkassen
habe vom Krankenhaus Altöt-
ting neun Jahre lang „ge-
schluckt“ werden können. Mitt-
lerweile sei das nicht mehr

möglich: Für 2004 sei das Bud-
get seitens der Kassen um
500.000 Euro erhöht worden, es
lasse sich aber bereits jetzt abse-
hen, dass das Defizit für beide
Kliniken um 2,5 Millionen Euro
zunehmen werde, verdeutlichte
Erwin Schneider. 

Problem Fallpauschalen

Die Abrechnung über diagno-
sebezogene Fallpauschalen ab
diesem Jahr anstelle von Pflege-
tagen bisher verschärfe die wirt-
schaftliche Situation für die Kli-
niken deutlich, bemerkte der
Landrat. Aufgrund der dadurch
angestrebten kürzeren Ver-
weildauern der Patienten im
Krankenhaus sei bundesweit ein
Bettenabbau um 200.000 auf
400.000 zu erwarten. Auch in
Altötting und Burghausen wer-
de dies bald der Fall sein. Den-
noch verwahrte sich Schneider
dagegen, dem bundesweiten
Trend zur Schließung oder zum
Verkauf von Krankenhäusern
auch im Landkreis Altötting
Folge zu leisten.

Das zweite große Thema des
Tages war die seit 1. Januar neu
strukturierte Abfallbeseitigung
im Landkreis. 700.000 Euro
würden durch das neue System
jährlich eingespart, so der Land-
rat. Durch die Einführung des
Gelben Sackes und der Papier-
tonne, beides für den Bürger oh-
ne Mehrkosten, rechne man mit
einer Abnahme des Restmüll-
aufkommens um etwa 1700
Tonnen, was allein eine jährli-
che Einsparung von 400.000

Euro an Verbrennungskosten
bedeute. Das Müllheizkraft-
werk bleibe trotzdem voll aus-
gelastet. Die Entsorgung der
Gelben Säcke belaste den Land-
kreis finanziell nicht, da dies
alleinige Angelegenheit des Du-
alen Systems Deutschland
(DSD) sei. 

Wichtige Plattform

Neben der Forderung nach ei-
ner besseren Verkehrsanbin-
dung des Landkreises an den
Großraum München stand die
Gründung einer neuen Euregio
Ende Februar im Blickpunkt der
Diskussion. Sie soll laut Schnei-
der die oberbayerischen Interes-
sen in Kooperation mit dem be-
nachbarten Österreich bündeln.
Wirtschaftliche Angelegenhei-
ten bildeten den Schwerpunkt
der neuen Euregio. Diese Orga-
nisation werde auch die Platt-
form für eine engere Zusam-
menarbeit der Landkreise Altöt-
ting und Mühldorf bilden.    DK

Wirtschaftliche Attraktivität:

Freising ist Spitzenreiter
Focus-Money-Test zeigt: Im Süden lebt sich’s besser

Keine andere Region wie München und sein Speckgürtel steht
in Deutschland wirtschaftlich derart gut da. Dies zeigt der FO-
CUS-MONEY-Test für die 439 Landkreise und kreisfreien
Städte der Bundesrepublik.

Im Süden lebt sich’s besser.
Vor allem rund um die Groß-
städte ist die Arbeitslosigkeit
am niedrigsten und die Wirt-
schaftskraft am höchsten. Es
wundert nicht, dass diese Re-
gionen Menschen wie Magnete
anziehen.  Freising ist dabei ab-
soluter Spitzenreiter. Hier er-
gänzen sich die günstigen Rah-
menbedingungen mit unterneh-
mens- und bürgerfreundlichem
Engagement. Auf den nächsten
Plätzen folgen ebenfalls bayeri-
sche Kommunen: der Landkreis
Starnberg rangiert auf Platz 2
vor dem Landkreis München,
der kreisfreien Stadt Ingolstadt,
dem Landkreis Altötting, der
Stadt Landshut und dem Land-
kreis Dingolfing-Landau. Erst
dann folgen auf den Rängen 8
und 9 mit den Landkreisen Ess-
lingen und Karlsruhe Kommu-
nen außerhalb Bayerns. Auf
Platz 10 ist der Landkreis
Ebersberg platziert.

Ob es einem Kreis gut oder

schlecht geht, hängt in erster Li-
nie von Standortfaktoren wie et-
wa der Nähe zu wirtschaftlichen
Zentren und der Qualität der öf-
fentlichen Einrichtungen ab.
Die Spitzenreiter profitieren zu-
dem von potenten Arbeitgebern,
im Fall Freising ist das der
Münchner Flughafen.

Kriterium
Bruttowertschöpfung

Ein Erwerbstätiger im Land-
kreis München schafft viermal
so viel Wert wie sein Kollege
im sächsischen Erzgebirgskreis.
Entscheidend bei der Brutto-
wertschöpfung ist eine mög-
lichst lange Investitionshistorie
wie in Wolfsburg und Leverku-
sen. München profitiert zudem
von der Branchenvielfalt, die
weniger anfällig macht. Der
Deutschland-Schnitt liegt bei
45.699 Euro, die besten schaf-
fen 59.769 bis 107.430 Euro.

Ausreichend Arbeitsplätze,

günstige Miet- und Grund-
stückskosten sowie eine gute
Verkehrsanbindung zum Zen-
trum zeichnen eine attraktive
Wohngegend aus. In Deutsch-
land ziehen Großstadtflüchtlin-
ge jedoch häufig nicht mehr ins
direkte Umland, sondern wagen
den größeren Schritt in die
nächstgelegenen kleineren und
mittleren Städte.

Diese so genannte Counter-
Urbanisierung könnte die gute
Platzierung (Rang 5) der nie-
derbayerischen Regierungs-
hauptstadt Landshut in der Zu-
wanderungsrangliste erklären.
Die Drei-Helmen-Stadt liegt
rund 80 Kilometer von Mün-
chen entfernt. Würzburg beleg-
te hier gar einen zweiten Platz,
Landsberg am Lech wurde 6.
und die kreisfreie Stadt Kauf-
beuren rangiert auf Rang 9. At-
traktiv, so zeigte der Test, sind
offensichtlich aber auch Städte
mit hohem Kultur- und Erho-
lungswert. So zögen insbeson-
dere Rentner ins beschauliche
Kurparadies Baden-Baden, die
Region mit dem zweithöchsten
Zuzugsgewinn.                      DK

Elfriede Mack
verstorben

Am 25. 12. 2003 verstarb
im Alter von 72 Jahren die
Zweite Bürgermeisterin der
Stadt Memmingen, Frau
Elfriede Mack. Bürgermei-
sterin Elfriede Mack gehör-
te über 25 Jahre dem Mem-
minger Stadtrat an und war
die erste Frau in diesem
Amt in der Geschichte der
Stadt Memmingen. Sie hat
sich bleibende Verdienste
um die Stadt Memmingen
erworben.                            ?

Augsburg-Pfersee:

Staudenland-Bauernladen
öffnete seine Pforten

Augsburg/Stauden (wkl). Unter Federführung der „Regionalent-
wicklung Stauden“ (RES), zu der sich 13 Staudengemeinden im
Drei-Landkreis-Eck Augsburg-Unterallgäu-Günzburg zusam-
mengeschlossen haben, eröffnete im Stadtteil Pfersee am 20. Ja-
nuar der erste Staudenland-Bauernladen. Direktvermarkter und
Produzenten ökologisch erzeugter Lebensmittel rücken damit
noch näher an ihre Kunden in Augsburg und den umliegenden
Stadtrandgemeinden.

Das vielfältige Sortiment
hochwertiger landwirtschaftli-
cher Produkte, das bisher schon
in Hofläden, auf Wochenmärk-
ten oder direkt frisch ab Acker
und Garten in den Stauden ange-
boten wurde, ist nach der Devi-
se der kurzen Wege zwischen
Erzeuger und Verbraucher nun
auch mitten in der Stadt zu be-
kommen. Wichtige Hilfestel-
lung bei der Planung und Vorbe-
reitung des Gemeinschaftspro-
jektes leistete das Landwirt-
schaftsamt Krumbach, das für
die Ladenbetreiber Fördermittel
aus dem Landesprogramm Öko-
Regio“ des Freistaates Bayern
„angezapft“ hat.

Auf 110 Quadratmetern Ver-
kaufsfläche ist im Stauden-Bau-
ernladen in der Leitershofer
Straße 8 eine vielfältig bestückte
Palette regionaler Produkte und
Spezialitäten im Angebot. Das
Ladengeschäft in bester Lage,

gleich gegenüber der Straßen-
bahnhaltestelle im Zentrum des
Stadtteils Pfersee, erfüllt exakt
die Voraussetzungen für einen
Direktvermarktungs-Standort.
Qualität, Kontrolle und Frische
werden von den Stauden-Land-
wirten, die sich in einer Lieferan-
tengemeinschaft organisiert ha-
ben, ganz groß geschrieben: Die
im Staudenladen angebotenen
Lebensmittel müssen strengen
Qualitätskriterien genügen. Ein
Hauptaugenmerk wird auf artge-
rechte Tierhaltung, auf eindeutig
regionale Herkunft, auf nachvoll-
ziehbare (kurze) Wege und auf
hormon- und antibiotikafreie
Fütterung gelegt.

Der Warenkorb des künftigen
Staudenladens ist üppig sortiert:
Den Schwerpunkt bilden Fleisch
von artgerecht gehaltenem
Schwein und Öko-Fleisch vom
Rind. Selbstredend, dass auch ein
attraktives Wurstwarensortiment,

sowie saisonal Fisch und Lamm-
fleisch im Angebot sind. Einen
weiteren Schwerpunkt bildet das
umfangreiche Bio-Obst und -
Gemüsesortiment. Aber auch
Getränke, Milchprodukte, Back-
waren und Bio-Eier gibt es zu
kaufen. 

Darüber hinaus sind im Stau-
denladen noch viele weitere Spe-
zialitäten aus der Staudenregion
zu haben: das schmackhafte Ori-
ginal-Klosterbrot aus der Klo-
sterbäckerei der Abtei Oberschö-
nenfeld, Marmelade, Kräuteres-
sig, Honig und selbstgebrannte
Destillate, ja sogar Töpferwaren
und Geschenkkörbe. Ein Steh-
Imbiss mit bodenständig-lecke-
ren Gerichten von der Heiß-The-
ke rundet das breitgefächerte An-
gebot ab.

In einer auf mehrere Wochen
angelegten Testphase sollen
zunächst die Wünsche und Be-
dürfnisse der Kunden kennen ge-
lernt werden. In der Startphase
sind die Kunden aufgerufen, sich
an einem groß angelegten Eröff-
nungs-Gewinnspiel zu beteili-
gen. Die Gewinner werden bei
der offiziellen Einweihungsfeier
Mitte Februar von einem promi-
nenten Gast gezogen.                  ?

Die Stauden kommen! Landwirte und Direktvermarkter aus den Stauden eröffneten im Augs-
burger Stadtteil Pfersee einen Bauernladen. Freude darüber herrscht bei (v. l.) Hans Pfänder,
RES-Geschäftsführer Hubert Teichmann, Schwester M. Gratia vom Kloster Oberschönenfeld,
Reinhard Gensler, Josef Dietmeier, Werner Pux, Dominikus Wenger, Wilhelm Kempter, Her-
mine Gattinger und RES-Projektleiter Gottfried Wenger.                                Bild: Walter Kleber
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Vorschau auf GZ 4
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 4, die am 12. Februar
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? EDV - die virtuelle Behörde
? Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
? Abfallwirtschaft . Recycling . Altlastensanierung
? Umweltschutz
? Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt ein
Prospekt der Firma BayWa, München, bei. Wir bitten um
freundliche Beachtung. ?

Gelegenheit
für Ihre jugendlichen Inlineskater 

oder Skateboarder
gebr. Halfpipe sowie verschiedene Rampen mit
unverwüstlichem Topdress Kunststoffbelag von
priv. ehem. Skatehalle günstig abzugeben. Ideal
auch als Außenanlage. Tel. 09971/2103.

VerkäufeIm Autozulieferpark Hof-Gattendorf:

Treffen bayerischer
Auslandsrepräsentanten 

Die Werbung für den Autozulieferpark PolePosition läuft weltweit.
Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur,
Verkehr und Technologie unterhält ein Netz von Auslandsreprä-
sentanten, die auf allen Kontinenten in allen relevanten Ländern
für den Standort Bayern werben. Einmal jährlich werden bei ei-
nem viertägigen Arbeitstreffen die Strategien und die Zusammen-
arbeit abgestimmt. Der Autozulieferpark HochFranken ist einer
der Schwerpunkte und nahm beim Treffen zu Beginn des Jahres
2004 großen Raum ein. 16 Auslandsrepräsentanten wurden dieser
Tage gezielt mit Informationen vor Ort versorgt. Neben der Lan-
deshauptstadt München sowie Bayreuth und Marktredwitz stand
in Oberfranken auch ein Besuch der Stadt Hof für diese Reprä-
sentanten auf dem Programm. 

Hier ging es vor allem darum,
den Repräsentanten den schnel-
len Fortschritt im Automobilzu-
lieferpark HochFranken anschau-
lich darzustellen. Zu dem Treffen,
das im Hotel Gut Haidt stattfand,
waren auch namhafte Unterneh-
mer der Region eingeladen, um
sich ebenfalls einen Sachstands-
bericht der Entwicklungen einzu-
holen. 

In seiner Begrüßung hob der

Hofer Oberbürgermeister Dieter
Döhla noch einmal die enge kon-
struktive Zusammenarbeit zwi-
schen der Bayerischen Staatsre-
gierung, der örtlichen Verwaltung
und dem Erstinvestor Altec
GmbH hervor. Nach einer 30-
minütigen Präsentation des Auto-
zulieferparks PolePosition durch
dessen Geschäftsleitung und we-
sentlichen Informationen über
das Automobiltechnikum Hoch-

Franken durch dessen Geschäfts-
führer Thomas Fischer legte Da-
rius Hoffman, Technischer Leiter
von Altec, dar, warum sich die
Infun-Gruppe zum Aufbau des
weltweit modernsten Aluminium-
und Magnesiumdruckgusswerks
für den Standort HochFranken
entschieden hat. 

Hoffmann: „Wir haben es hier
nicht mit Behörden im üblichen
Sinn zu tun, sondern mit Partnern,
die das Gleiche wollen wie wir.“
Nur so sei es möglich gemacht
worden, innerhalb von nur drei
Monaten das aufwendige Bundes-
immissionsschutzverfahren und
die anderen Voraussetzungen für
die Baugenehmigung einer derar-
tigen Industrieanlage zu bewälti-
gen. Auch die Regierung von
Oberfranken sei im Bezuschus-
sungs- und Genehmigungsver-
fahren äußerst kooperativ und
hilfreich gewesen.

Bei einem gemeinsamen
Abendessen mit der Führungs-
spitze der Firma Altec, an dem
auch der Chef der Infun-Group
Pedro Alonso teilnahm, wurde
gegenüber dem Oberbürgermei-
ster, dem Landrat und der Ge-
schäftsführung des Zweckver-
bandes noch einmal zum Aus-
druck gebracht, in welch kurzer
Bauzeit dieses Projekt verwirk-

licht wurde. Herr Alonso erklärte,
dass er von vielen Fachleuten, als
er das Projekt und die angestreb-
ten Zeiten vorstellte, als Fantast
bezeichnet worden sei. Die Fir-
menleitung versicherte, dass sie
sich mit dem derzeitigen Baufort-
schritt voll im Bauzeitenplan be-
finde und somit bei einem weite-
ren ständigen Baufortgang die
Produktionsaufnahme im Mai si-
chergestellt sei. Namhafte Auto-
mobilhersteller wollen sich be-
reits in Kürze ebenfalls über den
Baufortschritt und den Qualitäts-
standard des Werkes vor Ort in-
formieren. Die Geschäftsleitung
des ersten Investors brachte aber
auch zum Ausdruck, dass sie
noch weitere Mitarbeiter-/innen,
vor allem aus dem Metallfach-
arbeiterbereich benötigt. Die Be-
werbungsadresse kann der Ho-
mepage des Zweckverbandes 
Autozulieferpark PolePosition
(www.autozulieferpark-pole-po-
sition.de) entnommen werden. 

Alle Teilnehmer versicherten,
dass sie gemeinsam den Automo-
bilzulieferpark weltweit präsen-
tieren möchten. Pedro Alonso be-
richtete in diesem Zusammen-
hang, dass er an der Nachwuchs-
akademie für Führungskräfte in 
Barcelona vor kurzem mit seinem
Vortrag über die guten Investiti-
onsbedingungen in Hochfranken
auf großes Interesse gestoßen sei.
An dieser Akademie werden die
kommenden Spitzenmanager
ausgebildet, die an Entscheidun-
gen maßgeblich beteiligt sind,
wenn es um neue und zukunfts-
trächtige Investitionen in Euro-
pa und weltweit geht.                  ?

WM-Schuldscheinaktion in Oberstdorf
Oberallgäu/Augsburg (kae). Die WM-Schuldscheinaktion für
die Nordische-Ski-Weltmeisterschaft 2005 in Oberstdorf ist in
vollem Gange: Dieser Tage hat IHK-Präsidentin Hannelore
Leimer Schuldschein Nr. 500 gezeichnet. 

Die Aktion sei für den Bürger
eine gute Sache, so Leimer. Mit
einem WM-Schuldschein kön-
ne man die WM direkt unter-
stützen und so einen persönli-
chen Beitrag für die Zukunft
der Region leisten. Die Präsi-
dentin hob dabei die besondere
Bedeutung der Sport-Großver-
anstaltung für die Wirtschaft
der Region hervor. „Wenn man
bedenkt, dass von den 23 Mil-
lionen Euro, die in Oberstdorf
in die Baumaßnahmen zur WM
investiert worden sind, 80 % in
der Region bleiben, dann ist
das gerade in diesen schwieri-
gen Zeiten ein großartiger Im-

puls für die Wirtschaft am Stan-
dort Schwaben - ich kann nur al-
le Allgäuer und Schwaben er-
muntern, auch mitzumachen.“

Ein Schuldschein für die WM
hat einen Gegenwert von 1000
Euro bei einer Laufzeit von sechs
Jahren und einer Verzinsung in
Höhe von 100 Euro. Öffentlich
verbürgt, wird die Rückzahlung
zum 31. 12. 2009 garantiert. Mit
dem Erwerb verbunden sind un-
ter anderem Vorzugsrechte für
Eintrittskarten. Die Veranstaltun-
gen sollen eine Wertschöpfung in
der Region in Höhe von mindes-
tens 90 Millionen Euro bringen,
rechnen Fachleute. ?


